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Thema im Folgeheft 
Frankreich

Europa – nicht nur geografisch, sondern auch poli-
tisch und wirtschaftlich ist die europäische Ebene ein 
wichtiger Bestandteil unseres Alltags geworden. Viele 
Jugendliche können sich europäische Grenzen mit 
Kontrollen schon gar nicht mehr vorstellen. Reisen ist 
selbstverständlich geworden. Schülerinnen und Schü-
ler nutzen die Partnerschaften oder Austauschpro-
gramme ihrer Schulen, um europäische Nachbarländer 
kennenzulernen. Und auch die Möglichkeit, einen Teil 
der Ausbildung im Ausland zu absolvieren, nehmen 
immer mehr junge Menschen in Anspruch.  
Mit der Europäischen Union (EU) verbinden Jugendli-
che in Deutschland am häufigsten die Begriffe Freizü-
gigkeit (95 %), kulturelle Vielfalt (87 %), Frieden (82 %), 
Demokratie (79 %), aber auch Bürokratie (73 %), wie 
die 18. Shell Jugendstudie aus dem Jahr 2019 zeigt. 
Im Vergleich zur Studie von 2006 haben sich diese 
Werte kaum verändert. Bei der jungen Generation im 
Alter von 15 bis 25 Jahren überwiegt zudem eine posi-
tive Sichtweise auf die EU, und das Vertrauen in die EU 
hat immer weiter zugenommen. Die politische Gemein-
schaft von aktuell 27 Ländern wird also zumeist positiv 
bewertet, allerdings wird eine Weiterentwicklung der 
EU hin zu einem einheitlichen Staat deutlich abgelehnt. 
Nur 28 Prozent der Jugendlichen befürworten dies. Bei 
der Shell Jugendstudie aus dem Jahr 2002 lag dieser 
Wert noch bei 49 Prozent. Junge Menschen scheinen 
demzufolge einen realistischen, keinen euphorischen 
Blick auf den europäischen Einigungsprozess zu haben.
Wie fragil dieser Prozess ist, zeigen nationale Reflexe, 
wie sie beim Brexit oder bei den Grenzschließungen 
während der Corona-Pandemie zum Ausdruck kamen. 
Allerdings beweist die EU in der aktuellen Krise durch-
aus Handlungsfähigkeit. Das im Juli 2020 beschlossene 
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Inhalt

europäische Aufbauprogramm über 750 Milliarden Euro 
oder die gemeinsame Impfstrategie sind zwei Beispiele 
hierfür.
Wenn Europa und die EU im Unterricht behandelt 
werden, geht es nicht nur darum, ein wichtiges und 
zugleich höchst aktuelles Thema des Bildungsplans 
umzusetzen. Vielmehr muss es das Anliegen sein, 
Jugendliche als mündige Bürgerinnen und Bürger in 
ihrer politischen Handlungs- und Urteilsfähigkeit zu 
stärken, was ohne eine fundierte EU-Bildung nicht 
möglich ist. 
Das vorliegende Heft von „Politik & Unterricht“ legt 
den Schwerpunkt auf die Grundlagen der Europäischen 
Union. Neben den wichtigen Etappen der Erweiterung 
der Gemeinschaft und der Vertiefung der Zusammen-
arbeit werden auch die Arbeitsweise und das Zusam-
menwirken der europäischen Institutionen thematisiert. 
Weiterhin regen die Materialien dazu an, die Einfluss-
möglichkeiten der Bürgerinnen und Bürger sowie die 
Beeinflussung des Alltags durch die europäische Politik 
zu diskutieren. Die Bausteine berücksichtigen aktuelle 
Bezüge genauso wie die offene Frage nach der Finalität 
des europäischen Einigungsprozesses.
Wir bedanken uns bei den beiden Autoren, Prof. Helmar 
Schöne und Thomas Stegmaier, denen das Thema EU-
Bildung auch in der Ausbildung zukünftiger Lehrerin-
nen und Lehrer an der Pädagogischen Hochschule 
Schwäbisch Gmünd ein großes Anliegen ist. Gedankt 
sei auch Christoph Lang vom Medienstudio 8421 für 
die grafischen Arbeiten und die didaktische Beratung 
sowie allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des 
Neckar-Verlags, die auch diese Aufgabe von „Politik 
& Unterricht“ von der Herstellung bis zum Versand 
begleitet haben.

Autoren dieses Heftes
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8 Einleitung

n	 Über die EU in der Schule unterrichten
Diese Ausgabe möchte anregen und ermutigen, die 
Europäische Union (EU) in der Schule zu unterrich-
ten. Es unterbreitet Vorschläge für die Gestaltung ver-
schiedener Unterrichtsstunden. EU-Unterricht sollte 
nicht nur deshalb stattfinden, weil die Bildungspläne 
die Europäische Union und den europäischen Integ-
rationsprozess als verpflichtende Unterrichtsthemen 
vorsehen, sondern vor allem, weil unser Alltag durch 
Entscheidungen der EU maßgeblich bestimmt wird. Die 
Bearbeitung vieler politischer Themen der Gegenwart, 
seien es die Umweltverschmutzung, der Klimawandel 
oder die Migrationsbewegungen, werden durch euro-
päische Entscheidungen beeinflusst. Das Handeln bzw. 
Nicht-Handeln der EU bedeutet einen Unterschied für 
die Gestaltung unseres Gemeinwesens. Daher ist ohne 
die Beschäftigung mit der Europäischen Union in der 
Schule das zentrale Ziel politischer Bildung – der mün-
dige Bürger und die mündige Bürgerin – nicht erreich-
bar. Die Herausbildung politischer Urteilsfähigkeit ist 
ohne Basiswissen über die Funktionsbedingungen euro-
päischer Politik heute nicht mehr denkbar. Es braucht 
Europabildung, wenn wir Schüler/-innen in die Lage ver-
setzen wollen, als sog. „reflektierte Zuschauer/innen“ 
oder – besser noch – als „interventionsfähige Bürger/
innen“ (Detjen 2002) zu agieren.

Über die Europäische Union zu unterrichten, wird von 
vielen Lehrkräften als eine anspruchsvolle Aufgabe 
wahrgenommen. Die Europäische Union gilt einerseits 
als ein voraussetzungsvoller Unterrichtsgegenstand. 
Andererseits teilen viele Lehrer/-innen die Erfahrung, 
dass weder das Interesse noch das Vorwissen der 
Schüler/-innen über die EU besonders stark ausgeprägt 
sind. Entsprechend fristet die EU im Unterrichtsalltag 
trotz Bekenntnissen der Kultuspolitik zu ihrer Bedeutung 
und entsprechender Verankerung in den Bildungsplä-
nen in der Regel eher ein Schattendasein (vgl. Schöne/
Immerfall 2015). Auf diese Herausforderungen zu 
reagieren und vorhandene Schwierigkeiten beim Unter-
richten über die EU zu überwinden, ist das Anliegen der 
in diesem Heft unterbreiteten Unterrichtsvorschläge.

Ein komplizierter Unterrichtsgegenstand ist die Europä-
ische Union gleich aus verschiedenen Gründen: Erstens 

ist die europäische Integration inzwischen ein jahr-
zehntelanger, vielschichtiger und in seinen Einzelheiten 
kaum noch zu überschauender Prozess. Zweitens sind 
die Regelungen zur Aufgabenteilung zwischen den Mit-
gliedstaaten und der EU diffizil. Drittens gilt das europä-
ische Institutionensystem als ein politisches System „sui 
generis“ – ohne gleichen –, dessen Funktionsweise nur 
schwer verständlich ist. Das beginnt bereits bei ähnlich 
lautenden Bezeichnungen verschiedener Institutionen, 
die zu Verwechslungen einladen: Der Europäische Rat 
ist nicht dasselbe wie der Rat der Europäischen Union. 
Der dritte in Europa anzutreffende Rat, der Europarat, 
wiederum ist kein Organ der EU.

Es sind aber nicht nur diese „europäischen Unüber-
sichtlichkeiten“ (Detjen 2004), welche die Lehrkräfte 
herausfordern können. Die Lehrkräfte haben bei der 
Unterrichtsplanung auch die Adressatenseite zu berück-
sichtigen. Sowohl das Interesse an der EU als auch 
das Wissen über sie ist unter Bürgern/-innen (Westle/
Johann 2010) wie unter Schülern/-innen (Oberle 2012) 
eher bescheiden. Die EU und EU-Politik werden häufig 
als Geheimlehre empfunden, zu der junge Menschen nur 
schwer Zugang finden. Allerdings unterscheidet sich 
das Wissens- und Interessenniveau sehr stark in unter-
schiedlichen Sozialgruppen; diesbezügliche soziale 
Ungleichheiten sind bereits in der Grundschule angelegt 
(vgl. Abendschön/Tausendpfund 2018). Die Distanz der 
Bürgerinnen und Bürger zur EU spiegelt sich auch in der 
vergleichsweise geringen politischen Partizipations-
bereitschaft wider, für die beispielsweise die niedrige 
Wahlbeteiligung bei den Wahlen zum Europäischen Par-
lament ein Ausdruck ist.

Hinzu kommt, dass die europäische Integration neben 
der Migration zu einem Thema geworden ist, gegen das 
rechtspopulistische Parteien und Bewegungen immer 
wieder Stellung beziehen und es auch missbrauchen, 
um nationalistische Haltungen zu verbreiten. Nun ist das 
Ziel von Europabildung nicht die kritiklose Akzeptanz des 
Status quo der EU in ihrer gegenwärtigen Verfasstheit. 
Das würde dem Kontroversitätsgebot des Beutelsbacher 
Konsenses widersprechen, nach dem im Unterricht als 
strittig dargestellt werden soll, was in der Politik und in 
der Wissenschaft kontrovers diskutiert wird. Sehr wohl 
ist es aber die Aufgabe von Europabildung, einseitigem 
„EU-Bashing“ entgegenzutreten und stattdessen abge-
wogene Urteile sowohl über die Leistungen als auch 
über die Defizite der EU zu ermöglichen (vgl. Immerfall 
2018).

Europa im Unterricht
Materialien für eine aktuelle EU-Bildung 
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Auf die skizzierten Herausforderungen reagieren die 
in diesem Heft unterbreiteten Unterrichtsvorschläge 
wie folgt: Erstens vermitteln sie ein Grundlagen- und 
Überblickswissen über die EU, indem bewusst eine 
große thematische Bandbreite angesprochen wird. Nicht 
einzelne Aspekte wie die Wahlen zum Europäischen 
Parlament, die aktuellen europäischen Vertragsgrund-
lagen des Lissabonner Vertrages oder die europäische 
Asylpolitik bilden das Thema des Heftes, sondern das 
Werden und Wirken der EU als Ganzes. Ziel ist es, den 
Schülerinnen und Schülern einen verständigen Zugang 
zu den wichtigsten Entwicklungsschritten sowie zur 
Arbeits- und Funktionsweise der Europäischen Union 
zu eröffnen. Der europäische Integrationsprozess, die 
Akteure, Institutionen und Entscheidungsprozesse der 
EU, die Aufgabenteilung in der EU und damit die Wirkung 
europäischer Entscheidungen auf den Alltag sowie die 
Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger in der EU sind 
zentrale Inhalte des Heftes.

Damit wird auch dem Grundanliegen des Bildungs-
plans für das Fach Gemeinschaftskunde in Baden-Würt-
temberg entsprochen: „Die Schülerinnen und Schüler 

können Antworten auf die Fragen finden, welche Mög-
lichkeiten Bürger haben, ihre Interessen in den politi-
schen Entscheidungsprozess in der EU einzubringen, 
und wie die Macht zwischen den Organen der EU verteilt 
ist (Macht und Entscheidung), wie die einzelnen Instituti-
onen innerhalb der EU zusammenwirken (Ordnung und 
Struktur) und wie sich Entscheidungen der EU auf das 
Leben der Bürger auswirken (Interessen und Gemein-
wohl)“ (Ministerium für Kultus, Jugend und Sport 2016). 
Nicht nur im Fach Gemeinschaftskunde schreibt der Bil-
dungsplan die Beschäftigung mit der EU vor; im Fach 
Geschichte ist der europäische Integrationsprozess zur 
Thematisierung vorgesehen und im Fach Wirtschaft der 
europäische Binnenmarkt. Im Idealfall sollte das Thema 
also fächerübergreifend bearbeitet werden.

n	 Die Europäische Union als dynamisches 
Mehrebenensystem

Zwei Grundgedanken stehen hinter den hier unterbrei-
teten Unterrichtsvorschlägen: Erstens ist die Funkti-
onsweise der EU von heute nur zu verstehen, wenn wir 
ihre Entstehung und Entwicklung – ihr Werden – kennen. 
Zur Integrationsgeschichte gehören Kenntnisse über 
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Blick auf das Europaviertel in Brüssel – mit dem Sitz wichtiger EU-Institutionen gilt die belgische Hauptstadt 
zugleich als Hauptstadt Europas
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die Motive für den europäischen Integrationsprozess, 
über die zentralen, keineswegs geradlinig verlaufen-
den, Entwicklungsschritte der EU (festgeschrieben in 
den europäischen Verträgen) sowie ein Verständnis für 
die Offenheit und Dynamik der europäischen Integration. 
Der angestrebte Endzustand des europäischen Staaten-
bündnisses wurde immer und wird weiter kontrovers 
diskutiert und ist alles andere als festgelegt. Genauso 
wenig wie in den 1980er-Jahren die umfassende Erwei-
terung der EU um die mittelosteuropäischen Staaten auf 
insgesamt 28 Länder vorhersehbar gewesen ist, war es 
zum Beginn des 21. Jahrhunderts vorherzusagen, dass 
die fortschreitende Integration einmal durch den Austritt 
einzelner Staaten unterbrochen werden würde.

Zweitens ist das Wirken der EU nur verständlich zu 
vermitteln, wenn sie nicht als ein eigenes politisches 
System, das neben den Nationalstaaten steht, themati-
siert wird. Stattdessen sollte die EU als Ergänzung des 
politischen Mehrebenensystems behandelt werden. 
Wie die Politik in Kommunen, den Ländern und im Bund 
– jeweils bezogen auf unterschiedliche Politikfelder – 
unser Gemeinwesen und unseren Alltag prägt, so beein-
flusst heute auch die europäische Ebene unser Leben. 
Die EU ist zur vierten Ebene unseres Staatsaufbaus 
geworden. Der 1992 neu gefasste Artikel 23 des Grund-
gesetzes (GG) regelt, dass Hoheitsrechte an die Euro-
päische Union übertragen werden können. Der Artikel 
enthält ein klares Bekenntnis des GG zur europäischen 
Einigung.

n	 Entstehung und Entwicklung der EU
Das Werden der EU wird üblicherweise mit zwei Begrif-
fen beschrieben: Vertiefung und Erweiterung. Unter 
Vertiefung wird die schrittweise Ausweitung der ökono-
mischen und politischen Zusammenarbeit zwischen den 
EU-Mitgliedstaaten verstanden. Erweiterung meint den 
Beitritt neuer Staaten zur EU.

n	 Vertiefung
Die Europäische Union der Gegenwart ist ein Staaten-
verbund, also eine enge Verbindung von Staaten, die 
zwar souverän bleiben, aber auf vertraglicher Grund-
lage Hoheitsrechte abgeben. Auf dieser Grundlage übt 
die EU, die auch als supranationale (überstaatliche) 
Organisation bezeichnet wird, öffentliche Gewalt aus. 
Aus einer Freihandelszone ist eine politische Gemein-
schaft geworden, deren Zuständigkeit sich auch auf 
wirtschaftsferne Bereiche bezieht.

Die heutige EU hat sich schrittweise aus ihren Vorgän-
gern entwickelt, aus der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl (EGKS) von 1951, der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) von 1957 sowie der 
Europäischen Gemeinschaft (EG) von 1967. Damit hat 
sich die Gemeinschaft von einer Organisation zur Kont-
rolle der deutschen kriegswichtigen Industrien, nämlich 
Kohle und Stahl, zu einer umfassenden Zollunion und 
schließlich zu einem vollständigen Binnenmarkt ent-
wickelt. Wichtige ursprüngliche Motive für die europä

ische Integration – nach zwei verheerenden Weltkriegen 
Frieden zwischen den Mitgliedstaaten zu stiften und den 
wirtschaftlichen Aufbau des kriegsgeschundenen Euro-
pas voranzubringen – haben sich damit erfüllt. Der 1993 
eingeführte Binnenmarkt umfasst nach der Einheitlichen 
Europäischen Akte von 1986 die sog. vier Freiheiten, d. h. 
nicht nur Waren, sondern auch Personen, Kapital und 
Dienstleistungen können frei und ohne Beschränkungen 
ehemalige Grenzen überwinden. Jene Freiheiten wurden 
ab 1999 durch eine gemeinsame Währung, den Euro, 
ergänzt, an dem sich jedoch nicht alle Mitgliedstaaten 
beteiligen.

Die Bezeichnung der Gemeinschaft als Europäische 
Union erfolgte mit dem Inkrafttreten des Vertrags von 
Maastricht 1993. Die Namensänderung zeigt an, dass 
die Ziele und Aufgaben der EU ergänzt wurden und aus 
der Wirtschaftsgemeinschaft ein Staatenverbund mit 
ausgedehnten Kompetenzen geworden ist, in dem euro-
päische Gesetze (die Richtlinien und Verordnungen) in 
allen Staaten gelten – und zwar ohne dass in den Par-
lamenten der Mitgliedstaaten darüber abgestimmt wird. 
Die EU verfügt seit dem Maastricht-Vertrag zusätzlich zu 
ihren ökonomischen Zuständigkeiten über Befugnisse 
im Bereich der „Gemeinsamen Außen- und Sicherheits-
politik“ (GASP) sowie der Innen- und Justizpolitik. Aller-
dings werden in diesen beiden Bereichen die politischen 
Entscheidungen überwiegend intergouvernemental und 
nicht supranational getroffen.

Intergouvernementale Entscheidungen entstehen 
durch Verhandlungen zwischen den Regierungen 
der EU-Staaten und sind nur bindend, wenn sie von 
allen Mitgliedsländern anerkannt werden. Supra-
nationale Entscheidungen der EU entstehen in den 
europäischen Institutionen – im Wesentlichen im 
Dreieck von Parlament, Kommission und Ministerrat 
– und sind für alle Mitgliedstaaten unmittelbar ver-
bindlich. Supranationale Entscheidungen beziehen 
sich auf jene Themenfelder, welche die Mitglieder in 
den europäischen Verträgen an die EU übertragen 
haben, also vor allem die Regeln zur Europäischen 
Wirtschaftsordnung.

Das derzeit gültige europäische Vertragswerk wurde 
2007 in der portugiesischen Hauptstadt verabschiedet. 
Der Vertrag von Lissabon hat der EU zusätzliche Kom-
petenzen, etwa in der Klimapolitik, übertragen und die 
gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik gestärkt, 
z. B. durch die Einführung des Amtes eines „EU-Außen-
ministers“. Vor allem aber wurden einige institutionelle 
Reformen durchgeführt, welche die Entscheidungsfin-
dung in der EU sowohl demokratischer als auch effi-
zienter machen sollten. Dazu zählte u. a. die Stärkung 
des Europäischen Parlaments, das nun neben dem 
Ministerrat gleichberechtigter Gesetzgeber ist, die Ein-
führung der Europäischen Bürgerinitiative, die es den 
Bürgern/-innen ermöglicht, Gesetzesinitiativen anzure-
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gen, die Abkehr vom Einstimmigkeitsprinzip zugunsten 
von Mehrheitsentscheidungen im Ministerrat sowie die 
Schaffung der Position des Präsidenten des Europä
ischen Rates.

n	 Erweiterung
So wie sich in den fast 70 Jahren seit der Gründung der 
EGKS die Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaa-
ten sukzessive vertieft hat, ist die EU schrittweise um 
immer neue Mitglieder erweitert worden. Aus den sechs 
Gründungsmitgliedern der EGKS bzw. der EG war 2013 
eine Gemeinschaft von 28 Staaten geworden.

Offenbar also ist die Mitgliedschaft in der EU eine sehr 
attraktive Option, die auf die meisten europäischen Staa-
ten eine große Anziehungskraft ausübt. Jene hält auch 
über den Brexit hinaus an. Über den Austritt des Vereinig-
ten Königreichs aus der EU wird häufig übersehen, dass 
es bereits weitere Beitrittskandidaten gibt. Allerdings ist 
der Beitritt zur EU nicht zum Nulltarif zu haben. In der 
Vorbereitung der größten Beitrittswelle, der sog. Oster-
weiterung, bei der nach dem Ende des Kalten Krieges in 
den Jahren 2004 und 2007 zehn mittel- und osteuropä-
ische Staaten sowie Malta und Zypern der EU beigetre-
ten sind, wurden von den Staats- und Regierungschefs 
der EU die sog. Kopenhagener Kriterien beschlossen. 

Sie legen fest, dass Staaten, die in die EU aufgenommen 
werden, bestimmte Standards zu erfüllen haben: Sie 
müssen über eine demokratische und rechtsstaatliche 
Ordnung verfügen, Menschenrechte und Minderheiten-
schutz gewährleisten (politisches Kriterium), eine wett-
bewerbsfähige Marktwirtschaft haben (wirtschaftliches 
Kriterium) und die Übernahme des gesamten EU-Rechts 
sicherstellen.

n	 Funktionsweise der EU
An der Entstehung des EU-Rechts sind maßgeblich drei 
europäische Institutionen beteiligt: das Europäische 
Parlament, der Ministerrat und die Europäische Kom-
mission. In diesem Dreieck werden Richtlinien und Ver-
ordnungen beschlossen.

Eine Richtlinie ist ein Rechtsakt, in dem ein Ziel 
festgelegt wird, das alle EU-Länder verwirklichen 
müssen. Wie die Staaten die Ziele erreichen, können 
sie selbst entscheiden. Eine Verordnung ist ein ver-
bindlicher Rechtsakt, den alle EU-Länder mit ihren 
Verwaltungen in vollem Umfang umsetzen müssen.
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Im Zusammenspiel der drei Institutionen wird sichtbar, 
warum die EU ein besonderes politisches System ist. 
Zugleich zeigt sich, dass trotz der Besonderheiten ein 
Vergleich mit anderen, nationalen politischen Systemen 
und die Unterscheidung von Legislative und Exekutive 
helfen, das Verständnis europäischer Politik zu erleich-
tern.

Die Entscheidungen über die europäischen Gesetze 
fallen in einem „Zweikammersystem“, nämlich im Parla-
ment und im Ministerrat. Das Parlament ist die gewählte 
Volksvertretung und vertritt die Interessen des euro-
päischen Souveräns. Es wird seit 1979 alle fünf Jahre 
von den EU-Bürgern/-innen gewählt. Der Lissabon-
ner Vertrag hat das sog. Mitentscheidungsverfahren 
eingeführt, d. h. das Parlament ist in den allermeisten 
Belangen gleichberechtigt mit dem Ministerrat an der 
Gesetzgebung beteiligt. Bis dahin war der Minister-
rat das wichtigste Organ der europäischen Rechtset-
zung. Er setzt sich aus den Fachministern/-innen der 
Mitgliedstaaten zusammen. Seine Zusammensetzung 
wechselt je nach Beratungsgegenstand. Insofern gibt 
es verschiedene Ministerräte, z. B. den der Wirtschafts- 
und Finanzminister/-innen, der Außenminister/-innen, 
der Umweltminister/-innen usw. Sie entscheiden i. d. R. 
mit qualifizierter Mehrheit, d. h., Zustimmung ist erteilt, 
wenn mindestens 55 Prozent der Mitgliedsländer, die 

mindestens 65 Prozent der Bevölkerung repräsentie-
ren müssen, für einen Vorschlag votieren. Über den 
Ministerrat sind die Mitgliedstaaten unmittelbar an der 
Entstehung europäischer Regelungen beteiligt, die Aus-
sage, allein „Brüssel“ würde europäisches Recht setzen, 
ist daher unzutreffend.

Eine Besonderheit des politischen Systems der EU ist, 
dass nur jene Institution, die sich am ehesten als Regie-
rung der EU beschreiben lässt, die Möglichkeit hat, 
Gesetzesvorschläge zu unterbreiten: die Kommission. 
Bei ihr liegt das alleinige Initiativrecht. Dass Gesetzesin-
itiativen nicht auch vom Parlament eingebracht werden 
können, wird gemeinhin als Demokratiedefizit der EU 
gewertet. Insofern erfüllt die Kommission legislative 
Aufgaben. Zum anderen ist sie Exekutive, also ausfüh-
rende Gewalt, weil sie die Umsetzung des europäischen 
Rechts überwacht. Auch ihre Zusammensetzung erin-
nert an Regierungen und ihre Ministerialverwaltungen: 
Der bzw. die vom Europäischen Rat vorgeschlagene und 
vom Parlament gewählte Kommissionspräsident/-in 
leitet die Kommission, die aus 26 Kommissarinnen und 
Kommissaren, also den Vertretern/-innen verschiede-
ner Fachressorts besteht. Kurzgefasst wird die Kom-
mission oft als „Motor der Integration“ und „Hüterin der 
Verträge“ bezeichnet, die im Gegensatz zum Ministerrat 
europäische und nicht nationale Interessen vertritt.
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Über diesem Dreieck steht der Europäische Rat, das 
Treffen der Staats- und Regierungschefs der Mitglied-
staaten, das wenigstens viermal im Jahr stattfindet. In 
diesem Kreis, an dem auch die Kommissionsspitze betei-
ligt ist, werden die grundlegenden Ziele und Prioritäten 
der gemeinsamen europäischen Politik festgelegt und 
wichtige Streitfragen behandelt. Den ständigen Vorsitz 
im Europäischen Rat führt der bzw. die auf zweieinhalb 
Jahre gewählte Präsident/-in des Europäischen Rates. 

Die Beschreibung der Kommission als europäischer 
Regierung bedarf einer weiteren Einschränkung: Sie 
kann die Umsetzung europäischen Rechts nur über-
wachen, aber nicht selbst für die Durchführung vor 
Ort sorgen; insofern sind ihre exekutiven Aufgaben 
beschränkt. Es ist das Kennzeichen des europäisierten 
Mehrebenensystems, dass EU-Recht über die nationalen 
Verwaltungsstrukturen umgesetzt wird. Im deutschen 
Fall findet dies aufgrund des Föderalismus großteilig in 
den Ländern und Kommunen statt, die nicht nur Bundes-
recht, sondern auch europäisches Recht in der Praxis 
ausführen.

Kritik an der EU wird häufig mit dem Begriff des Demo-
kratiedefizits umschrieben. Die EU sei nicht so verfasst, 
wie es etablierte demokratische Systeme sind. Zum Bei-
spiel sei das Parlament trotz der erfahrenen Aufwertung 
nach wie vor zu schwach (wie das fehlende Initiativrecht 
beweise) und der intergouvernementale Ministerrat zu 
einflussreich. Auch die Tatsache, dass der Spitzenkan-
didat der größten Fraktion im Europaparlament nach 
der Europawahl 2019 nicht als Kommissionspräsident 
vorgeschlagen worden ist, zeige, dass die Staats- und 
Regierungschefs die Entscheidungsfindung in Europa 
auf Kosten der gewählten Volksvertretung blockierten. 
Andere Beobachter weisen darauf hin, dass eine weitere 
Demokratisierung der formalen Strukturen so lange 
nicht viel ändern wird, bis die europäische Integration 
auch breit von den Bürgerinnen und Bürgern getragen 
würde. Die geringe Wahlbeteiligung bei den Europawah-
len wird häufig als Hinweis auf das mangelnde Interesse 
der Bevölkerung an der EU gelesen.

In den letzten Jahren scheinen die Streitpunkte zwi-
schen den Mitgliedstaaten der Union zugenommen zu 
haben, seien es die Diskussionen um die Bewältigung 
der Schulden- und Finanzkrise, um die Aufnahme nach 
Europa drängender Migranten/-innen oder über Grund-
sätze von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit. Die 
jüngste Debatte über die Einführung sog. Corona-Bonds, 
also der politische Streit um die Vergemeinschaftung 
von Schulden der EU-Staaten, wird im Unterrichtsvor-
schlag aufgegriffen, der dieses Heft abschließt.

n	 Didaktische Grundlagen für das 
vorliegende Heft

Der Anspruch, in der Breite über die EU zu informie-
ren, heißt nicht, auf exemplarisches Lernen zu verzich-
ten. Im Gegenteil: Das allen Unterrichtsvorschlägen 
zugrundeliegende Prinzip lautet Schüler/-innen- und 
Alltagsorientierung. Das Vorwissen der Jugendli-
chen zu berücksichtigen, sie ernst zu nehmen und ihre 
Lebenserfahrungen und Interessen einzubeziehen, 
sind bedeutende Einflussfaktoren für einen gelingen-
den Politikunterricht. Adressatenorientierung kann z. B. 
bedeuten, die Beschäftigung mit dem Europäischen Par-
lament über europäische Regelungen zu beginnen, von 
denen die Schülerinnen und Schüler direkt betroffen 
sind (Mobilfunkgebühren, Plastikverbot, Klimaschutz). 
In jedem Fall soll Europa-Unterricht dazu beitragen, die 
Distanz der Jugendlichen zu den Institutionen zu über-
winden, die von ihrer Erfahrungswelt in der Regel weit 
entfernt sind (vgl. Massing 2014).

Für alle Bausteine wird jeweils die didaktische Per-
spektive beschrieben, die den Unterricht anleitet. Mit 
der Entscheidung für eine didaktische Perspektive 
wird einesteils der Komplexität von Politik begegnet. 
Anderenteils werden begründeter Inhalt und pädagogi-
sches Ziel miteinander verknüpft, um die weitere Pla-
nung zielgerichtet und effektiv fortsetzen zu können. 
Wir orientieren uns damit an den Planungsschritten 
von Ackermann u. a. (2015) zur Gestaltung von Poli-
tikunterricht. Auch die einzelnen Unterrichtsphasen 
(Einstieg, Information, Anwendung, Problematisie-
rung) folgen diesen Autoren. Den Unterrichtsphasen 
sind Vorschläge geeigneter fachspezifischer Methoden, 
Sozialformen und Medien zugeordnet. Jeder der vor-
geschlagenen Bausteine bedient sich einer anderen 
Methode, so dass auch diesbezüglich die Voraussetzun-
gen für einen abwechslungsreichen und aktivierenden 
Unterricht gegeben sind.

Zudem werden die Kompetenzen beschrieben, die in 
den jeweiligen Unterrichtseinheiten vermittelt werden 
sollen. Hierbei dient das Kompetenzmodell von Detjen 
u. a. (2012) als Orientierung.

Aufgabe des EU-Unterrichts ist es, Fachwissen über 
die EU zu vermitteln sowie die Urteilsfähigkeit der 
Schüler/-innen über Strukturen, Prozesse und Inhalte 
der europäischen Politik zu schulen. Aus pragmati-
schen Gründen beschränken sich die Ausführungen zur 
Urteilsbildung auf die ersten drei der in der Abbildung 
genannten Urteilsarten. Entscheidungs- und Gestal-
tungsurteile können selbstredend ergänzt werden (vgl. 
Detjen 2013). Die Handlungsfähigkeit der Schüler/
-innen zu fördern, heißt einesteils schüleraktivierende 
Methoden zu wählen und anderenteils aufzuzeigen, wie 
europäische Politik gestaltet wird und welche Möglich-
keiten der Einflussnahme auf ihre Gestaltung vorhanden 
sind. Sich zu artikulieren, zu argumentieren, zu verhan-
deln und Entscheidungen zu treffen, sind zentrale Kom-
petenzen für die politische Handlungsfähigkeit, die in 
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Quelle: Achour, Sabine u. a. (Hrsg.) (2020): Methodentraining für den Politikunterricht, Frankfurt/Main: WOCHENSCHAU Verlag, S. 24.

Basis- und Fachkonzepte der Politik

Quelle: Achour, Sabine u. a. (Hrsg.) (2020): Methodentraining für den Politikunterricht, Frankfurt/Main: WOCHENSCHAU Verlag, S. 26.

Politikkompetenz – ein Modell
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den Unterrichtsvorschlägen von den Schülerinnen und 
Schülern (SuS) beständig eingefordert werden. Zu den 
Einstellungen, die im EU-Unterricht gefördert werden 
können, zählen z. B. die Stärkung des Interesses an 
europäischen Fragen oder die Förderung des politischen 
Selbstbewusstseins, d. h. des subjektiven Gefühls, poli-
tisch kompetent zu sein und sich zu Fragen im Zusam-
menhang mit Europa äußern zu können.

Das Modell der Politikkompetenz gliedert das Fachwis-
sen in Basis- und Fachkonzepte. In den Basiskonzepten 
„Ordnung“, „Entscheidung“ und „Gemeinwohl“ lassen 
sich die zentralen Grundvorstellungen des Faches 
zusammenfassen. Die Basiskonzepte selbst stehen nicht 
für Inhalte, die in einer Unterrichtseinheit vermittelt 
werden (vgl. Detjen u. a. 2012, S. 30). Sie sind eine Struk-
turierungshilfe. Die Fachkonzepte dagegen beschreiben 
in ihrer Gesamtheit das politische Grundlagenwissen in 
Form zentraler Begriffe, ohne deren Kenntnis und Ver-
ständnis politische Partizipation und vor allem politische 
Urteilsfähigkeit kaum sinnvoll möglich ist. Die Fachkon-
zepte sind den Basiskonzepten zugeordnet (für eine 
Liste der zu den Fachkonzepten zugehörigen konstituie-
renden Begriffe vgl. Weißeno u. a. 2010, S. 193). Für die 
einzelnen Unterrichtsbausteine werden jeweils mehrere 
Fachkonzepte zur Vermittlung vorgeschlagen, welche 
die folgende Tabelle zeigt. Sie können je nach Kenntnis-
stand der Klasse vertieft und veranschaulicht werden.

n	 Übersicht zur Verwendung der 
Fachkonzepte in diesem Heft

Basiskonzept Ordnung	 Bausteine
Demokratie	 A; E; G
Grund- und Menschenrechte	 A; G
Gewaltenteilung	 A; E; F
Europäische Integration	 A; B; C; D; H
Internationale Beziehungen	 A
Markt	 C; D; H
Sozialstaat	 C; D; H
Staat	 C; E
Repräsentation	 E; F; G
Rechtsstaat	 H

Basiskonzept Entscheidung	 Bausteine
Europäische Akteure	 A; B; C; D; E; F; G; H
Interessengruppen	 A; D; F; H
Konflikt	 A; E; F; H
Legitimation	 A; C; E; F; G
Macht	 A; E; F
Parlament	 E; F; G
Parteien	 E; F; G
Regierung	 E; G
Wahlen	 E; G
Öffentlichkeit	 H

Basiskonzept Gemeinwohl	 Bausteine
Frieden	 A; B
Menschenwürde	 A
Versorgung mit öffentlichen Gütern	 A; B; C; D; H
Sicherheit	 A; C
Freiheit	 B; D; F; G
Nachhaltigkeit	 C; D; H
Gleichheit	 D; F
Solidarität	 H
Gerechtigkeit	 H

Für den Kompetenzerwerb in der politischen Bildung 
sind Textverständnis, Selbstständigkeit und Koope-
rationsbereitschaft der Schülerinnen und Schüler 
gefordert. Entsprechend sind die Materialien und die – 
überwiegend handlungsorientierten – Methoden zu ihrer 
Bearbeitung ausgewählt; der Umgang auch mit längeren 
Texten und die gemeinsame Arbeit in Kleingruppen sind 
notwendigerweise die Regel.

Ergänzende Vorschläge zur Klassenzimmergestaltung 
schließen ggf. die Darstellung der Unterrichtsphasen 
ab. Wenn im Unterricht erarbeitete Lernprodukte wie 
Plakate oder Wandtafeln im Klassenzimmer dauerhaft 
aufgehängt und über die Unterrichtseinheit sukzessive 
ergänzt werden, wird damit das konzeptuelle Lernen 
durch die Klassenzimmergestaltung illustriert und visu-
alisiert.

Nicht zu vernachlässigen ist auch die unterrichtliche 
Metakommunikation. Die Unterrichtseinheiten sollten 
hinsichtlich der angewendeten Inhalte, Methoden und 
Medien reflektiert werden, um entsprechende Rück-
schlüsse für zukünftige Unterrichtsvorhaben ziehen 
zu können. Was war gut, was schlecht? Wie haben den 
Schülerinnen und Schülern die Methoden gefallen? Wie 
wurden die Materialien bzw. Medien angenommen? 
Welche Erkenntnisse zum Thema wurden erlangt? Was 
sollte verbessert werden?

Die Unterrichtsvorschläge sind so gestaltet, dass sie 
Anpassungen an die Situation in der Klasse je nach 
Vorkenntnissen und Motivation ermöglichen. Binnen-
differenzierung ist hinsichtlich des Anspruchs und des 
Umfangs der Arbeiten immer möglich.
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8 Baustein A

n	 Didaktische Perspektive
Die Schülerinnen und Schüler beschreiben den Zweck, 
zu dem die EU gegründet wurde, und bewerten die zen-

Unterrichtspraktische Hinweise

tralen politischen Motive für den Beginn des europä
ischen Integrationsprozesses.

Kompetenzen

Fachwissen	 w	 erkennen des Wunsches nach Frieden, Freiheit und Demokratie
einerseits und nach Sicherheit sowie Wohlstand andererseits als 
politische Motivation für den beginnenden europäischen Verge-
meinschaftungsprozess

          	 w	 kennen wichtiger Akteure der Gründungsphase der euro-
päischen Gemeinschaft

Politische Urteilsfähigkeit	 w	 beschreiben des Beginns der europäischen Integration und der
politischen Ursachen (Feststellungsurteil)

          	 w	 unterscheiden der verschiedenen Motive der europäischen 
Integration nach dem Zweiten Weltkrieg und prüfen, inwiefern sie 
verwirklicht wurden (Erweiterungsurteil)

          	 w	 bewerten, ob die Integrationsmotive aus der Zeit nach dem
Zweiten Weltkrieg heute noch Bedeutung haben (Werturteil)

Politische Handlungsfähigkeit	 w	 Gruppenarbeit ermöglicht, Arbeitsergebnisse zu artikulieren
und ihre Urteile auf der Grundlage der Quellenarbeit argumen
tativ zu begründen

Politische Einstellung und Motivation	 w	 erkennen, dass Aufwachsen in einem vereinten Europa nicht
selbstverständlich ist und EU für eigenes Leben von Bedeutung 
ist

          	 w	 Interesse für nähere Beschäftigung mit EU entwickeln

n	 Unterrichtsgestaltung
Für die Einstiegsphase eignet sich das Material A1, 
das als Lückentext mit Bildmaterial gestaltet wurde. 
Der Lückentext kann in Einzelarbeit ausgefüllt werden. 
Als Alternative bietet sich ein Zeitreisen-Vortrag durch 
die Lehrkraft an. Auch hier wird der Text von jedem/-r 
Schüler/-in einzeln bearbeitet. Im Anschluss sollte der 
Text auf jeden Fall besprochen und den Schülerinnen 
und Schülern die Gelegenheit für vertiefende Fragen 
gegeben werden. Das Bildmaterial soll die Situation 
in Deutschland und Europa nach dem Ende des Zwei-
ten Weltkriegs veranschaulichen. Danach sollte durch 
die Lehrperson zu den drei Redeauszügen übergeleitet 
werden.

Lösung für den Lückentext:
Bundeskanzlerin – Euro – Freiheit – Grund- und 
Menschenrechte – Konflikt – Macht – Beziehungen – 
Staaten – Berliner Mauer – Sicherheit – Demokratie 
– Marktwirtschaft – Frieden – Europa – Infrastruktur 
– Staat – Kontrolle

Bereits 1946 machte Winston Churchill, der ehemalige 
britische Regierungschef, erste Vorschläge für die euro-
päische Integration. George Marshall, der amerikanische 
Außenminister, betonte 1947 den Willen der USA, beim 
Aufbau der Marktwirtschaft in Europa mitzuhelfen. Und 
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nach der Gründung der beiden deutschen Staaten stellte 
Robert Schuman, der französische Außenminister, 1950 
seine Ideen für die wirtschaftliche Zusammenarbeit zwi-
schen Frankreich und Deutschland vor.

Im Mittelpunkt der Informationsphase steht als 
Methode die Textanalyse der Materialien A2 bis A4, 
die von den Schülerinnen und Schülern arbeitsteilig in 
Gruppen bearbeitet werden sollen. Die Rede Churchills 
(A2), gehalten am 19. September 1946 in Zürich, handelt 
von den Vereinigten Staaten von Europa unter Führung 
Frankreichs und Deutschlands. Die Rede von Georg C. 
Marshall (A3) vom 5. Juni 1947 thematisiert den Wie-
deraufbau Europas und die Einbindung in das kapitalisti-
sche Gesellschaftssystem (Marshallplan). Die Erklärung 
Robert Schumans (A4) stammt vom 9. Mai 1950. Es geht 
dabei um die Kontrolle der Rüstungsindustrie durch eine 
Vergemeinschaftung der Kohle- und Stahl-Produktion. 

Vor Beginn der Gruppenarbeit sollten die Arbeitsgrup-
pen eingeteilt und die Texte diesen zugeteilt werden. 
Außerdem sollten die drei Fragestellungen durch die 
Lehrerin/den Lehrer vorgestellt und erklärt werden. 

In der Anwendungsphase bearbeiten die Schülerinnen 
und Schüler die Reden und präsentieren ihre Ergebnisse 
vor der Klasse. Zur Vorbereitung auf die Präsentation 
können die Arbeitsergebnisse im Schaubild A6 festge-
halten werden. Die Dokumentation findet über ein Tafel-
bild statt. Als Vorlage für das Tafelbild kann ebenfalls 
A6 genutzt werden. Das Ergebnis kann als Wandtafel im 
Klassenraum auf Dauer aufgehängt werden; damit wird 
konzeptuelles Lernen auch durch die Klassenzimmerge-
staltung unterstützt.

Anschließend wird ein Ausschnitt (Minuten 3:30 bis 6:23) 
aus einem Video gezeigt, aus dem die Reaktion von Bun-
deskanzler Adenauer auf die Vorschläge der drei alli-
ierten Politiker (Zusammenarbeit mit Frankreich, um 
Deutschland in den Westen zu integrieren) ersichtlich 
wird (A5). Es handelt sich um den Filmclip „Wozu die 
EU?“ (aktualisierte Fassung 2019) von Planet Schule. 

In der abschließenden Problematisierungsphase zu 
diesem Baustein kann in einem Kreisgespräch das o. g. 
Werturteil in den Mittelpunkt gerückt werden. Die Auf-
gaben zu den formulierten Feststellungs- und Erwei-
terungsurteilen sollten bereits in der vorhergehenden 
Unterrichtsphase bearbeitet worden sein.

Kompetenzen

Fachwissen	 w	 kennen der wichtigsten Stationen des europäischen Integrations-
				    prozesses
          	 w	 analysieren der Motive und Ergebnisse dieses Prozesses

Politische Urteilsfähigkeit	 w	 beschreiben der zentralen Stationen der europäischen Integra-
				    tion sowie der politischen, ökonomischen und geografischen 
				    Folgen (Feststellungsurteil)
          	 w	 vergleichen der Motive, die hinter den jeweiligen Vertiefungs-
				    schritten stehen, sowie der Motive der Beitrittsländer für die Mit- 
				    gliedschaft in der europäischen Gemeinschaft (Erweiterungs-
				    urteil)
          	 w	 bewerten sowohl der Gewinne als auch der Herausforderungen
				    (z. B. verkomplizierte Entscheidungsfindung, ungleiche ökonomi- 
				    sche Entwicklung), die sich aus dem fortschreitenden Vergemein- 
				    schaftungsprozess ergeben (Werturteil)

Politische Handlungsfähigkeit	 w	 selbstständig Informationen zusammentragen und verarbeiten,
				    um Selbststeuerung und Kooperation anzuregen

Politische Einstellung und Motivation	 w	 erkennen, wie Entscheidungen aus der Vergangenheit die 
				    gegenwärtige EU prägen und welche Auswirkungen diese auf ihr 
				    eigenes Leben im 21. Jahrhundert haben

8 Baustein B
n	 Didaktische Perspektive
Die Schülerinnen und Schüler stellen zentrale Entwick-
lungsschritte der EU von der Europäischen Gemein-
schaft für Kohle und Stahl (EGKS) 1952 bis zum Vertrag 

von Lissabon 2009 dar und beurteilen den Fortschritt 
der europäischen Integration aus ökonomischer, geo-
grafischer und politischer Perspektive.
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Bei den Erweiterungsrunden seit 1951 empfiehlt sich die 
Orientierung am Schaubild „Geschichte der EU“ (Einlei-
tung, S. 5). Der Austritt des Vereinigten Königreichs aus 
der EU, der am 31. Januar 2020 erfolgte, muss auf jeden 
Fall auch thematisiert werden. 

Am Beispiel der aktuellen Beitrittskandidaten und bei-
trittswilligen Ländern können die für eine Aufnahme 
zu erfüllenden „Kopenhagener Kriterien“ diskutiert 
werden. Sie wurden 1993 von den Staats- und Regie-
rungschefs festgelegt. Diese bestehen aus einem poli-
tischen Kriterium (Stabilität des politischen Systems, 
demokratische sowie rechtsstaatliche Ordnung, Wah-
rung der Menschenrechte sowie Minderheitenschutz), 
einem wirtschaftlichen Kriterium (funktionsfähige 
Marktwirtschaft und Wettbewerbsfähigkeit innerhalb 
des EU-Binnenmarktes) und der Bereitschaft, den aktu-
ellen Stand des gemeinschaftlichen Rechtssystems zu 
übernehmen.

n	 Unterrichtsgestaltung
Mit Hilfe der Karte (B1) kann in die Thematik Vertiefung 
und Erweiterung eingestiegen werden. In Form eines 
Unterrichtsgesprächs können Ideen und Meinungen 
gesammelt und diskutiert werden, warum der europä-

ische Einigungsprozess 1951 mit den Ländern Belgien, 
Deutschland, Frankreich, Italien, Luxemburg und den 
Niederlanden begann (Einstiegsphase). 

Bei der Überleitung zur Informationsphase gilt es deut-
lich zu machen, dass nun der europäische Integrati-
onsprozess genauer untersucht werden soll. Ziel ist es 
herauszufinden, welche Motive die europäischen Staa-
ten hatten, ihre Zusammenarbeit zu verstärken, und 
welche konkreten Veränderungen bis heute stattgefun-
den haben.

In der Informationsphase sollen mittels einer Internet-
recherche die Aufgaben in B2 und B3 bearbeitet werden. 
B2 kann als Einzelarbeit, aber auch als Partner- oder 
Gruppenarbeit angegangen werden. B3 ist als Grup-
pen- oder Partnerarbeit angedacht. B2 befasst sich mit 
der Erweiterung der EU und B3 mit der Vertiefung der 
Zusammenarbeit. Zur Informationsphase gehört die 
Beschäftigung mit den „Kopenhagener Kriterien“ (B4).

Die Ergebnisse der Gruppen- bzw. Partnerarbeit werden 
genutzt, um in der Anwendungsphase eine Wandzeitung 
oder ein Plakat zu gestalten, welche(s) anschließend 
in der Klasse präsentiert wird. Die gesicherten Ergeb-

Die für den Unterricht zur Behandlung empfohlenen Entwicklungsschritte der EU

1952	 EGKS (Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl/„Montanunion“)
	 –	Vertrag über die Gründung der EGKS (Vergemeinschaftung der Kohle- und Stahlindustrie)
	 –	Zielsetzung: Frieden und Sicherheit

1958 	 EWG (Europäische Wirtschaftsgemeinschaft)
	 –	Römische Verträge (EWG- und Euratom-Vertrag für eine gemeinsame Zoll-, Handels-, Agrar- und  
		  Verkehrspolitik)
	 –	Zielsetzung: Wohlstand

1967 	 EG (Europäische Gemeinschaften)
	 –	Fusionsvertrag (Einrichtung einer gemeinsamen Kommission und eines gemeinsamen Rates für die drei  
		  Europäischen Gemeinschaften: EWG, Euratom, EGKS)
	 –	Zielsetzung: Modernisierung der Institutionen, Wohlstand

1987	 EEA (Einheitliche Europäische Akte)
	 –	Binnenmarkt (Vier Freiheiten: Waren, Personen, Dienstleistungen, Kapital)
	 –	Zielsetzung: Wohlstand

1993	 EU (Europäische Union)
	 –	Vertrag von Maastricht (Stärkung des Europäischen Parlaments durch Mitentscheidungsverfahren, Aus- 
		  dehnung der Zusammenarbeit auf die Bereiche Verteidigung sowie Justiz/Inneres, Vorbereitung der  
		  Einführung des Euro) 
	 –	Zielsetzung: Schaffung einer politischen Union, Modernisierung der Institutionen, Sicherheit, Wohlstand

2009	 EU (Europäische Union)
	 –	Vertrag von Lissabon (Stärkung des Europäischen Parlaments, Mehrheitsentscheidungen im Rat,  
		  Europäische Bürgerinitiative, Präsident des Europäischen Rates, Hoher Vertreter für Außen- und  
		  Sicherheitspolitik)
	 –	Zielsetzung: Effizienz im Entscheidungsverfahren, Demokratisierung
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In einer abschließenden Diskussionsrunde im Plenum 
(Problematisierungphase) können die beiden Zitate (B5) 
thematisiert werden. Dadurch werden Erweiterungs- 
und Werturteile ermöglicht. Diese Phase kann mit wei-
teren Zitaten, die die Schüler/-innen selbst im Internet 
recherchieren, ausgeweitet werden. 

nisse in den Materialien B2 (Karte) und B3 (Schaubild) 
dienen als Vorlage für die Wandzeitung bzw. das Plakat. 
Die Anwendungsphase kann ergänzt werden, indem 
die Schülerinnen und Schüler anhand der Kopenha-
gener Kriterien (B4) die aktuellen Beitrittskandidaten 
und deren EU-Mitgliedschaft bewerten. Auch hier kann 
arbeitsteilig (ein Land pro Arbeitsgruppe) vorgegangen 
werden.

Kompetenzen

Fachwissen	 w	 benennen und unterscheiden der Zuständigkeiten der EU
			   w	 kennen von Richtlinien und Verordnungen als europäische 
				    Gesetze
			   w	 benennen von Beispielen für den Einfluss der EU auf den eigenen 
				    Alltag

Politische Urteilsfähigkeit	 w	 beschreiben der eigenen Betroffenheit von EU-Regelungen und 
				    Zuordnung zu unterschiedlichen Politikfeldern (Feststellungs-
				    urteil)
			   w	 vergleichen der Reichweite und Bedeutung verschiedener 
				    europäischer Regelungen für eigenen Alltag und prüfen der  
				    Vor- und Nachteile (Erweiterungsurteil)
			   w	 Stellung nehmen, ob für ausgewählte Regelungsbereiche natio-
				    nale oder europäische Lösungen sinnvoll, notwendig und effizient  
				    sind, und bewerten aus persönlicher, nationaler und europäischer 
				    Perspektive (Werturteil)

Politische Handlungsfähigkeit	 w	 üben von argumentativer Auseinandersetzung
			   w	 kennen von Partizipationsmöglichkeiten, insbesondere der 
				    Europawahlen

Politische Einstellung und Motivation	 w	 erkennen, wie die EU das Alltagsleben beeinflusst und dass es 
				    sich lohnt, für die EU Interesse zu haben und an der Gestaltung  
				    europäischer Belange zu partizipieren

n	 Unterrichtsgestaltung
In der Einstiegsphase werden den Schülerinnen und 
Schülern Alltagsgegenstände gezeigt, die in Zusammen-
hang mit europäischen Verordnungen und Richtlinien 
stehen. Gemeinsam in der Klasse beschreiben sie bzw. 
äußern sie ihre Vermutungen, welcher Zusammenhang 

zwischen den Gegenständen, ihnen und der EU besteht. 
Hierfür kann mit dem Material C1 gearbeitet werden. 
Noch besser ist es, wenn die Gegenstände durch die 
Lehrkraft im Original mitgebracht werden.

8 Baustein C

n	 Didaktische Perspektive
Die Schülerinnen und Schüler identifizieren Alltagssi-
tuationen, in denen sie von europäischen Entscheidun-
gen betroffen sind. Auf dieser Grundlage können sie die 

Zuständigkeiten der EU benennen und kennen Richtlinien 
und Verordnungen als jene gesetzlichen Instrumente, 
die das Leben von EU-Bürgern/-innen beeinflussen.
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Ausgehend vom Wissensstand und den Vermutungen 
der Schülerinnen und Schüler soll anschließend genauer 
untersucht werden, welche Art von Regelungen durch 
die EU beschlossen werden und wie diese den Alltag in 
der EU beeinflussen. Danach sollen die Vor- oder Nach-
teile für das eigene Leben bewerten werden.

Im Mittelpunkt der Informations- und Anwendungs-
phase stehen die Materialien und Aufgaben C2 und C3. 
Die Tabelle (C3) soll mit Hilfe der beiden Schaubilder 
(C2) zunächst alleine bearbeitet und anschließend in 
einem 3er-Gespräch (Triangel) besprochen und ergänzt 
werden. Dann widmen sich die Schülerinnen und Schü-
ler der Aufgabe C3. Anschließend wird die Aufgabe C3 
im Klassenplenum ausgewertet.

In der Problematisierungsphase wird eine Fishbowl-
Diskussion durchgeführt, bei der der o. g. Werturteils-
Aspekt im Mittelpunkt steht. Fünf Schülerinnen bzw. 
Schüler sitzen im Innenkreis und stellen ihre Beispiele 
aus C4 vor, welche Themen auf europäischer und welche 
Themen auf nationaler Ebene geregelt werden sollten. 
Die anderen Schülerinnen und Schüler nehmen dazu 
Stellung. Wer außen sitzt und etwas zur Diskussion bei-
tragen möchte, wechselt auf den freien Stuhl im Innen-
kreis. Im Innenkreis müssen neben einem freien Stuhl 
für die Beiträge aus dem Außenkreis auch einer für den/
die Moderator/-in eingeplant werden. Die Moderation 
kann von der Lehrkraft übernommen werden.

Vor der Fishbowl-Diskussion kann mit Hilfe des Materi-
als C5 das Subsidiaritätsprinzip eingeführt werden. Die 
Schülerinnen und Schüler können dieses Prinzip in ihre 
Beurteilungen und eigenen Positionen einfließen lassen.

Weitere Tipps zur Methode: 
www.bpb.de/lernen/grafstat/krise-und-sozialisation/ 
223548/info-02-03-fish-bowl
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Auswahl an möglichen Gegenständen 
(und Themen) für den Einstieg
w	 EU-Reisepass
w	 Euro-Geldschein(e) oder -Münze(n)*
w	 EU-Führerschein*
w	 Produkt mit Ökosiegel
w	 Packung Eier
w	 Umweltplakette (Feinstaubplakette)*
w	 Glühlampe*
w	 europäische Krankenversicherungskarte
w	 nationale Grenze*
w	 Mobiltelefon/Roaming*
w	 EU-Logo für geschützte geografische Angabe*, 

z. B. bei Schwäbischen Maultaschen, Schwarz-
wälder Schinken oder Nürnberger Rostbrat
würsten

w	 Blaue Flagge (Gütesiegel für Badestellen)*

	 * Diese Gegenstände sind als Abbildungen im Material C1.

www.bpb.de/lernen/grafstat/krise-und-sozialisation/223548/info-02-03-fish-bowl
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8 Baustein D

n	 Didaktische Perspektive
Die Schülerinnen und Schüler identifizieren den Binnen-
markt als zentralen Bestandteil der europäischen Inte-

gration mit dem Ziel, den Wohlstand zu erhöhen sowie 
ökonomische Macht international zu stärken. Sie können 
seine Vor- und Nachteile erläutern.

Kompetenzen

Fachwissen	 w	 benennen und erklären der vier Freiheiten des europäischen
				    Binnenmarktes
			   w	 erkennen des Unterschieds zwischen Binnenmarkt und einer 
				    Freihandelszone

Politische Urteilsfähigkeit	 w	 darstellen der Funktionsweise und grundlegender Kennzahlen
				    des europäischen Binnenmarktes (Feststellungsurteil)
			   w	 vergleichen von unterschiedlichen Positionen der Interessen-
				    gruppen (Verbraucherverbände, Unternehmerverbände,  
				    Gewerkschaften) zum Binnenmarkt (Erweiterungsurteil)
			   w	 bewerten der Leistungen und Defizite des Binnenmarktes aus
				    den unterschiedlichen Perspektiven verschiedener Interessen- 
				    gruppen und unter Verwendung von Kriterien wie Freiheit,  
				    Gerechtigkeit, Gleichheit, Nachhaltigkeit sowie die Verfügbarkeit  
				    öffentlicher Güter (Werturteil)

Politische Handlungsfähigkeit	 w	 üben der Formulierung kritischer Fragen und eigener Positionen
			   w	 verbessern der Diskussionsfähigkeit auch gegenüber 
				    Funktionsträgern/-innen
			   w	 erstellen von Analyseinstrumenten (Befragungsleitfaden)

Politische Einstellung und Motivation	 w	 durch Befragungen von Experten/-innen wird Binnenmarkt nicht 
				    als abstraktes Gebilde, sondern als prägender Faktor des  
				    Wirtschafts- und Berufslebens erkannt
			   w	 durch Austausch mit gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
				    Akteuren wird Interesse am Thema geweckt

n	 Unterrichtsgestaltung
Für diese Unterrichtseinheit werden mindestens zwei, 
besser drei Schulstunden benötigt. Den Kern stellt eine 
Experten/-innen-Befragung dar. Weil diese in der Infor-
mationsphase vorbereitet wird, verlängert sich diese 
Unterrichtsphase entsprechend. Die abschließende 
Reflexion des Gesprächs in der Problematisierungs-
phase füllt leicht eine weitere Schulstunde.

In der Einstiegsphase werden die Schülerinnen und 
Schüler durch ein kurzes Video (D1) über die Funktions-
weise des Binnenmarktes informiert. Die Filmanalyse 
wird durch die vorgegebenen Leitfragen unterstützt. 
Diese können im Klassenplenum ausgewertet werden.
Im Mittelpunkt der Informationsphase steht die Vor-
bereitung der Experten/-innen-Befragung. Es sollten 
mindestens vier Arbeitsgruppen gebildet werden. Als 
Hintergrundinformationen für alle Arbeitsgruppen 
dienen die Grafik und der Text in D2. Zwei Themengrup-

pen entwickeln auf Grundlage von D3 einen Leitfaden 
für das Gespräch, während eine Gruppe für die Beob-
achtung eingeteilt wird. Sie entwickelt einen Beobach-
tungsbogen (D4). Eine Gruppe soll die Moderation des 
Gesprächs übernehmen. Die Moderatorinnen und Mode-
ratoren können durch die Lehrkraft auf ihre Aufgabe 
(Zeitrahmen, Themenschwerpunkte, Regeln) vorbereitet 
werden. Außerdem kann diese Gruppe auch die Vorstel-
lung der Gesprächspartner/-innen übernehmen.

Weitere Informationen zur Methode: 
www.kinderpolitik.de/component/methoden/?ID=276 

Die Befragung der Expertinnen bzw. Experten findet 
in der Anwendungsphase statt. Für die Durchführung 
werden die zuvor erarbeiteten Materialien verwendet. 
In den Unterricht werden zwei Vertreterinnen bzw. Ver-
treter von Interessengruppen eingeladen. Dies kann eine 
Person aus dem Arbeitgeberbereich, z. B. Unternehmen, 
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Industrie- und Handelskammer (IHK), Handwerkskam-
mer, Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI), Bun-
desvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände 
e. V. (BDA) oder Verband der Automobilindustrie (VDA), 
sein und eine aus dem Arbeitnehmerbereich (Gewerk-
schaft, Betriebsrat usw.). Die Schülerinnen und Schüler 
befragen die Experten/-innen auf der Grundlage der o. g. 
Vorbereitung. Vor dem Gespräch sollte der fertige Doku-
mentationsbogen für alle Mitglieder der Dokumentati-
onsgruppe kopiert werden.

In der abschließenden Problematisierungsphase wird 
die Befragung in Form eines Unterrichtsgesprächs aus-
gewertet. Es wird durch die o. g. Fragen zum Erweite-
rungs- und Werturteil sowie unter Berücksichtigung der 
durch die Schülerinnen und Schüler ausgefüllten Doku-
mentationsbögen strukturiert.

Die Grafik in D2 kann groß kopiert auch für die Klassen-
zimmergestaltung eingesetzt werden.

Kompetenzen

Fachwissen	 w	 beschreiben der Zusammensetzung, der Aufgaben und der
				    Funktionsweise der Europäischen Kommission, des Europäischen 
				    Parlaments, des Rats der Europäischen Union (Ministerrat) und  
				    des Europäischen Rats

Politische Urteilsfähigkeit	 w	 darstellen, wie die vier zentralen europäischen Institutionen 
				    zusammengesetzt sind, wie sie arbeiten und welche Aufgaben sie  
				    erfüllen (Feststellungsurteil)
			   w	 vergleichen der Legitimation der untersuchten europäischen 
				    Akteure
			   w	 vergleichen der Institutionen der EU mit denen des politischen 
				    Systems Deutschlands 
			   w	 prüfen, welche Institutionen im Rahmen der Gewaltenteilung 
				    welche Aufgaben haben (Erweiterungsurteil)
			   w	 bewerten des Einflusses der europäischen Akteure und der 
				    nationalen Regierungen auf Entscheidungen der EU (Werturteil)

Politische Handlungsfähigkeit	 w	 erstellen von Plakaten mit Steckbriefen zu den EU-Organen in 
				    Gruppenarbeit sowie deren Präsentation als Übung zur  
				    Artikulations- und Argumentationsfähigkeit

Politische Einstellung und Motivation	 w	 beschäftigen mit der Legitimation der politischen Akteure der EU
			   w	 erkennen, welche Möglichkeiten der Einflussnahme die 
				    Bürger/-innen (z. B. Wahlen) auf Entscheidungen der euro- 
				    päischen Institutionen haben

n	 Unterrichtsgestaltung
In der Einstiegsphase werden den Schülerinnen und 
Schülern verschiedene Bilder von Institutionen der 
Europäischen Union gezeigt. Sie benennen die erkann-
ten europäischen Akteure und äußern ihr Vorwissen. Die 
Fotos können später den zu gestaltenden Plakaten hin-
zugefügt werden. In E1 sind folgende Bilder enthalten:

w	 Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen und 
Gruppenbild der gesamten Europäischen Kommis-
sion

w	 Gebäude des Europäischen Parlaments in Straßburg 
und vollbesetzter Sitzungssaal des Europäischen 
Parlaments in Straßburg

8 Baustein E

n	 Didaktische Perspektive
Die Schülerinnen und Schüler kennen die zentralen 
europäischen Institutionen und stellen ihre Aufgaben 

sowie Funktionsweise dar. Sie vergleichen die EU mit 
dem Regierungssystem der Bundesrepublik Deutsch-
land und erörtern und bewerten die Unterschiede.
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w	 Ratsgebäude in Brüssel (Europagebäude) und Sit-
zung des Rates der Landwirtschaftsminister/-innen 
unter den Bedingungen der Corona-Pandemie

w	 Sitzungssaal des Europäischen Rates in Brüssel und 
Gruppenbild der Staats- und Regierungschefs bei 
einem Treffen des Europäischen Rates

Zu den weiteren Organen der EU gehören der Gerichts-
hof der Europäischen Union, der für die Rechtsprechung 
verantwortlich ist, die Europäische Zentralbank (EZB) 
als Hüterin des Euro und der Europäische Rechnungs-
hof, der die Einnahmen und Ausgaben des EU-Haushal-
tes überprüft. Diese drei Institutionen sind nicht in E1 
berücksichtigt, können allerdings ergänzt werden.

Mit Hilfe einer Internetrecherche informieren sich die 
Schülerinnen und Schüler in der Informationsphase 
über die Institutionen der EU. Sie sollten dabei in Grup-
pen arbeiten, die sich mit jeweils einer Institution 
beschäftigen. Die Ergebnisse können im Steckbrief (E2) 

individuell gesichert werden. Für die Präsentationen der 
Arbeitsgruppen wird der Steckbrief auf ein Plakat über-
tragen.

In der Anwendungsphase präsentieren die Arbeitsgrup-
pen ihre zuvor erstellten „Steckbriefe“ (Plakate), die in 
der Klasse besprochen und dann im Klassenzimmer 
aufgehängt werden. Anschließend wird in Partnerarbeit 
das Arbeitsblatt „Zusammenwirken der EU-Organe“ (E3) 
bearbeitet und besprochen.

Im Mittelpunkt der abschließenden Problematisie-
rungsphase stehen die o. g. Werturteilsfragen über den 
Einfluss der europäischen Institutionen auf die politi-
schen Entscheidungen sowie der Vergleich zwischen 
dem europäischen und dem deutschen politischen 
System. Der zweite Aspekt sollte in Abhängigkeit vom 
Vorwissen der Klasse gestaltet werden. Der Austausch 
und die Diskussion kann als Klassengespräch gestaltet 
werden.

Kompetenzen

Fachwissen	 w	 kennen des ordentlichen Gesetzgebungsverfahrens in der EU
				    und der Rolle der europäischen Akteure im Gesetzgebungsprozess
			   w	 wissen um die Komplexität politischer Entscheidungsprozesse
				    und die Notwendigkeit der Kompromissbildung

Politische Urteilsfähigkeit	 w	 beschreiben der zentralen Eckpunkte des europäischen Gesetz-
				    gebungsprozesses (Feststellungsurteil)
			   w	 vergleichen der Aufgaben der am Gesetzgebungsprozess 
				    beteiligten Institutionen und prüfen der Einflussmöglichkeiten  
				    einzelner Akteure (Erweiterungsurteil)
			   w	 bewerten unterschiedlicher Interessenlagen im Gesetzgebungs-
				    prozess und Stellung beziehen zu ihrer Legitimität
			   w	 bewerten des Gesetzgebungsprozessen inhärenten „Zwangs zum 
				    Kompromiss“ sowie der durch Kompromissbildung zustande  
				    gekommenen Entscheidungen (Werturteil)

Politische Handlungsfähigkeit	 w	 fördern von Kompetenzen des mündigen Individuums in einer 
				    Demokratie durch die Methode des Entscheidungsspiels:  
				    Artikulation von Interessen, Rechtfertigung des eigenen Handelns  
				    und argumentative Auseinandersetzung mit Einwänden gegen  
				    dieses, Aushandeln von Lösungen in Interessenkonflikten sowie  
				    Treffen von politischen Entscheidungen

Politische Einstellung und Motivation	 w	 simulative Übung zur eigenständigen Formulierung politischer 
				    Forderungen
			   w	 fördern des Interesses an der Auseinandersetzung mit politischen 
				    Entscheidungsprozessen

8 Baustein F
n	 Didaktische Perspektive
Die Schülerinnen und Schüler beschreiben und analy-
sieren den Gesetzgebungsprozess in der Europäischen 

Union. In einem Endscheidungsspiel vollziehen sie die 
Entscheidungsfindung in den beteiligten Institutionen 
nach und arbeiten deren Interessen heraus.
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n	 Unterrichtsgestaltung
In dieser Unterrichtseinheit wird mit der Methode des 
Entscheidungsspiels gearbeitet, die einen entsprechen-
den Umfang an Schulstunden benötigt. Idealerweise 
steht ein größerer Raum (Mehrzweckraum, Aula) zur 
Verfügung.

Literaturtipp zur Methode
Katharina Studtmann (2020): „Plan- und Entschei-
dungsspiele“ in Achour, Sabine u. a. (Hrsg.): Metho-
dentraining für den Politikunterricht, Frankfurt/
Main, S. 219-222.

n	 Gestaltung des Klassenraums
Zum Gelingen des Entscheidungsspiels trägt bei, wenn 
im Klassenraum eine „Konferenzatmosphäre“ geschaf-
fen wird. Dazu können beispielsweise eine Europafahne, 
kleine Nationalflaggen, eine Glocke für die Sitzungslei-
tung, die Symbole der Fraktionen und Namensschilder 
mit Akteursbezeichnungen verwendet werden. Auch ein 
Hinweis auf angemessene Kleidung kann erfolgen. Die 
Tische können zu einem Rechteck oder in U-Form ange-
ordnet werden, um eine angemessene Diskussionsat-
mosphäre zu ermöglichen.

n	 Spieleinführung
Der Zeit- und Ablaufplan (F1) sowie das Szenario (F2) 
werden vorgestellt. Die Aufgabenstellung ergibt sich aus 
dem Gesetzentwurf (F3), den Geschäftsordnungen von 
Parlament und Rat (F4), den Rollenkarten (F5.1 und F5.2.) 
sowie einer kurzen Zusammenfassung der Arbeitsauf-
gaben (F6). Während der Spieleinführung müssen die 
Schülerinnen und Schüler auf jeden Fall Gelegenheit 
zum Nachfragen erhalten. Anschließend werden die 
Gruppen entsprechend der Rollen (vgl. F5) eingeteilt. Die 
Gruppenbildung und Rollenverteilung bietet Gelegenheit 
zur Differenzierung bezüglich Umfang und Anspruch. 

Anschließend nehmen die Schülerinnen und Schüler 
ihre Rollen ein und bearbeiten die o. g. Materialien. Je 
nach Größe der Gruppen bietet sich das Gruppenpuzzle 
als Methode an. Es empfiehlt sich, die Texte als Hausauf-
gabe lesen zu lassen, damit im Unterricht Zeit gespart 
wird. Vor Spielbeginn sollte dann allerdings sicherge-
stellt werden, dass die Gruppen sich ausreichend vor-
bereitet haben.

Die Rollenprofile (F5.1 und F5.2) sowie die Ereignis
karten (F8) finden sich online unter www.politikundun-
terricht.de

n	 Spielphase
a)	 Meinungsbildung und Strategieplanung innerhalb der 
	 Gruppen (Fraktionen und Regierungen der Länder)
Die Gruppen legen ihre Positionen fest (Hinweise finden 
sich in den Rollenkarten F5), sichern diese mit Argumen-

ten ab und überlegen sich eine Handlungsstrategie. Alle 
drei Aspekte – Position, Argumente, Strategie – werden 
in Stichworten schriftlich festgehalten.

b)	 Verhandlungen zwischen den Fraktionen im Parlament  
	 und den Ländergruppen im Rat
Die schriftlichen Positionierungen der Gruppen werden 
vervielfältigt und ausgetauscht. Dadurch erhalten alle 
einen Überblick, welche Positionen die anderen Gruppen 
haben. Die unterschiedlichen Interessen werden inner-
halb der Gruppen diskutiert, erst dann wird auf mögliche 
Bündnispartner (andere Fraktionen bzw. andere Länder) 
zugegangen und ggf. werden Kompromisse zur gemein-
samen Durchsetzung von Interessen ausgehandelt.

c)	 Vorbereitung der Sitzungen von Parlament und Rat
Die Ergebnisse der informellen Verhandlungen werden in 
den Gruppen bewertet, die Positionen erneut festgelegt 
und mit Argumenten gestützt. Das Eingangsstatement 
für die Sitzung wird schriftlich formuliert. Pro Gruppe 
wird ein Sprecher bzw. eine Sprecherin bestimmt.

d)	 Durchführung der Sitzungen von Parlament und Minister- 
	 rat
Im Klassenzimmer werden eine parlamentarische Sitz-
ordnung (Parlament) und eine Konferenzsitzordnung 
(Ministerrat) aufgebaut. Wenn das Klassenzimmer zu 
klein ist, sollte in einen größeren Raum (Aula) ausgewi-
chen werden. Der Raum sollte genügend Platz für alle 
bieten, da die Gruppen sich gegenseitig beobachten 
sollen.
Zu Beginn ihrer ersten Sitzungen wählen die Gremien 
ihre Vorsitzenden (vgl. F4). Der Vorsitz im Ministerrat 
soll ebenfalls per Wahl bestimmt werden. In der Rea-
lität wechselt der Vorsitz im Rat halbjährlich zwischen 
den Mitgliedern (Ratspräsidentschaft). Der oder die 
gewählte Vorsitzende eröffnet die Sitzung, indem er/sie 
den Gesetzentwurf (F3) vorträgt. Es folgt die Aussprache 
in der Reihenfolge der Rednerliste (vgl. F4). Zum Schluss 
der 1. Lesungen finden die Abstimmungen statt.
Zuerst tagt das Parlament (1. Lesung), stimmt dem Ent-
wurf zu oder beschließt Änderungen. Das Ergebnis der 
1. Lesung des Parlaments (Standpunkt) wird dem Rat 
übermittelt. Dann hält der Rat auf der Grundlage des 
Entwurfs der Kommission und des Standpunktes des 
Parlaments seine 1. Lesung ab.
Bevor der Rat zusammentritt, erhalten die Ländergrup-
pen Gelegenheit, den Standpunkt des Parlaments zur 
Kenntnis zu nehmen. In dieser Zeit können die Frak-
tionen des Parlaments jeweils eine Pressemitteilung 
formulieren, um ihre Position zum Beschluss des Parla-
ments und zu ihrem Abstimmungsverhalten der Öffent-
lichkeit vorzustellen.
Während das Parlament tagt, sind die Ländergruppen 
des Rates Beobachter und umgekehrt. Die Erkenntnisse 
aus der Beobachtung sind zentral für die Auswertungs-
phase nach dem Spiel. Deshalb ist es wichtig, vor den 
Sitzungen darauf hinzuweisen.
In Abhängigkeit vom Ergebnis der Abstimmungen wird 
entsprechend des Schaubildes zum Gesetzgebungspro-

www.politikundunterricht.de


Politik & Unterricht  • 3/4-2020

Unterrichtspraktische Hinweise 19

zess (F7) fortgefahren. Hier kann die Lehrkraft durch 
Ereigniskarten (F8) den Verlauf beeinflussen. Die Ereig-
niskarten sind ebenfalls online verfügbar (www.politik
undunterricht.de).
Das Entscheidungsspiel kann auch nach der ersten 
Runde abgebrochen und der weitere Verlauf des Gesetz-
gebungsverfahrens besprochen werden. Dies sollte 
abhängig vom Zeitbudget und/oder der Motivation der 
Schülerinnen und Schüler entschieden werden.
Alle Vorgänge (Änderungen, Beschlüsse, Reaktionen auf 
Ereigniskarten) sollten schriftlich dokumentiert werden, 
um im Rahmen der Reflexion den Verlauf besser nach-
vollziehen und besprechen zu können.

n	 Spielauswertung
Die Auswertung des Entscheidungsspiels ist eine zen-
trale Phase und darf auf keinen Fall wegfallen. Vor der 
Auswertung muss deutlich gemacht werden, dass die 
Spielphase beendet ist. Dazu gehört auch, dass sich die 
Schülerinnen und Schüler von ihren Rollen distanzie-
ren, was sich auch symbolisch ausdrücken sollte, etwa 
indem die Spielleitung sie auffordert, ihre Rollenschilder 
abzulegen, und sie sich wieder mit ihren richtigen Vor-
namen anreden. Außerdem kann die Tischordnung des 
Spiels aufgelöst und die ursprüngliche Situation in der 
Klasse hergestellt werden. Anschließend wird der Ver-
lauf des Spiels nachvollzogen und mit der Realität ver-
glichen. Auch die Ergebnisse der Beobachtungsaufträge 
werden besprochen. Die Fragen zu den Erweiterungs- 
und Werturteilen werden abschließend aufgegriffen und 
vertieft.

E-Learning-Materialien
Zu diesem Heft bieten wir zusätzliche digitale Angebote in einem eigenen und frei zugänglichen 
Moodle-Kursraum an. Eine Anmeldung oder Registrierung ist nicht notwendig. Mit diesen Online-
Formaten kann der Unterricht zusätzlich digitaler und interaktiver gestaltet werden. Die Hinweise zu 
den einzelnen Anwendungen sind im Heft an entsprechender Stelle mit einem QR-Code enthalten. Im 
Kursraum sind auch die Zusatzmaterialien als PDF-Dateien hinterlegt. Der Kursraum und die darin 
enthaltenen Anwendungen wurden von Martin Mai und Holger Meeh erstellt.

Der direkte Link zum Kursraum „Europa in der Schule – Materialien zum P&U-Heft 3/4-2020“ lautet 
https://www.elearning-politik.net/moodle39/course/view.php?id=544. 
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n	 Unterrichtsphasen
In der Einstiegsphase werden den Schülerinnen und 
Schülern die vier Schaubilder (G1) als stummer Impuls 
gezeigt. Die Klasse wird zügig in Gruppen eingeteilt, 
die jeweils für ein Schaubild verantwortlich sind. Die 
Gruppen beantworten gemeinschaftlich die Fragen und 
halten die Antworten schriftlich fest. Anschließend prä-
sentiert jede Gruppe vor der Klasse ihre Ergebnisse.

Anschließend leitet die Lehrkraft zur Informationsphase 
über, bei der es um die Inhalte und den Ablauf der Wahl 
des Europäischen Parlaments sowie der Europäischen 
Bürgerinitiative geht.
Die Schülerinnen und Schüler arbeiten dabei in Vierer-
gruppen. Ein Schüler/-innen-Paar erhält den Text zu den 
Europawahlen (G2), das andere den zur Europäischen 
Bürgerinitiative (G3). Die zentralen Inhalte der Texte 
werden von den Schülern/-innen schriftlich festge
halten.
Alternativ können die Arbeitsgruppen die Informationen 
zur Wahl des Europäischen Parlaments bzw. zur Euro-

päischen Bürgerinitiative im Internet recherchieren. Die 
Aufgabenstellungen bleiben gleich. Als Webseite für 
die Wahl zum Europäischen Parlament eignet sich das 
Portal der Landeszentrale zur Europawahl (www.euro-
pawahl-bw.de/) und zur Europäischen Bürgerinitiative 
die entsprechende offizielle EU-Seite (https://europa.
eu/citizens-initiative/home_de). 

In der Anwendungsphase wird die Think-Pair-Share-
Methode angewendet, mit der Aufgabe zu jedem Text 
eine Concept Map (G4) zu erstellen. Die Lektüre findet in 
der Think-Phase (siehe Informationsphase) statt, in der 
Pair-Phase wird paarweise an den Concept Maps gear-
beitet, die in der Share-Phase dem jeweils anderen Paar 
vorgestellt werden. Geeignete Concept Maps werden im 
Klassenplenum vorgestellt und im Klassenzimmer auf-
gehängt.

In der abschließenden Problematisierungsphase 
können die Fragen zur Urteilsbildung (s. Tabelle) im 
Unterrichtsgespräch thematisiert werden.

Kompetenzen

Fachwissen	 w	 kennen der Bedeutung und des Ablaufs der Wahlen zum 
				    Europäischen Parlament sowie der Europäischen Bürgerinitiative

Politische Urteilsfähigkeit	 w	 darstellen, wie Wahlen zum Europäischen Parlament und die 
				    Europäische Bürgerinitiative funktionieren
			   w	 beschreiben der Wahlbeteiligung bei den Europawahlen 
				    (Feststellungsurteil)
			   w	 vergleichen der Möglichkeiten zur politischen Beteiligung auf 
				    verschiedenen Politikebenen und der Entwicklung der Wahlbe- 
				    teiligung über die Zeit sowie zwischen verschiedenen Wähler/ 
				    -innengruppen (Erweiterungsurteil)
			   w	 Stellung nehmen zu den Folgen der Wahlbeteiligung für die 
				    Legitimation der EU
			   w	 bewerten, welchen Einfluss die Partizipationsmöglichkeiten den 
				    Bürgern/-innen eröffnen (Werturteil)

Politische Handlungsfähigkeit	 w	 verbessern der Fähigkeit, mit Statistiken reflektiert umzugehen, 
				    als wichtiger Baustein zur politischen Willensbildung
			   w	 aufzeigen von Partizipationsmöglichkeiten

Politische Einstellung und Motivation	 w	 erkennen der Bedeutung von Wahlen und Abstimmungen in 
				    demokratisch verfassten politischen Systemen
			   w	 entwickeln von Selbstbewusstsein und Motivation, diese 
				    Beteiligungsgelegenheiten selbst zu nutzen

8 Baustein G

n	 Didaktische Perspektive
Die Schülerinnen und Schüler analysieren die Möglich-
keiten zur politischen Beteiligung in der EU und das Par-
tizipationsverhalten der Bürgerinnen und Bürger.

https://www.europawahl-bw.de/
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n	 Unterrichtsgestaltung
In der Einstiegsphase werden die drei Karikaturen zu 
den Euro- bzw. Coronabonds (H1) analysiert. Abschlie-
ßend wird im Klassengespräch resümiert, was Euro- 
bzw. Coronabonds sind, und die Konfliktsituationen 
herausgearbeitet, wie sie in den Karikaturen zum Aus-
druck kommen. Die zentralen Ergebnisse aus der Kari-
katurenanalyse und dem Klassengespräch werden an 
der Tafel festgehalten.

Bei der Überleitung zur Informationsphase durch die 
Lehrperson gilt es deutlich zu machen, dass es nun um 

die Argumente, die für und gegen Eurobonds sprechen, 
geht und sich die Schülerinnen und Schüler hierzu ein 
eigenes Urteil bilden sollen. Das geschieht methodisch 
mit einer Pro-und-Contra-Debatte. Die Regeln und der 
Ablauf der Debatte werden in der Anwendungsphase 
besprochen.

Zu Beginn der Informationsphase wird eine erste 
Abstimmung durchgeführt und das Ergebnis an der Tafel 
festgehalten. Die Frage kann z. B. lauten: „Sollen die Mit-
gliedsländer der EU zur Krisenbewältigung gemeinsame 

8 Baustein H

n	 Didaktische Perspektive
Die Schülerinnen und Schüler analysieren den Konflikt 
zwischen den Mitgliedstaaten der EU über die Verge-
meinschaftung von Schulden und formulieren Pro- und 

Contra-Positionen zur Einführung von Eurobonds. 
Zugleich setzen sie sich mit einer aktuellen Herausfor-
derung der EU auseinander.

Kompetenzen

Fachwissen	 w	 identifizieren der Ursachen für die wachsende Staatsver-
				    schuldung in der EU
			   w	 kennen der Diskussion um Eurobonds und der hinter den 
				    verschiedenen Positionen stehenden Interessen

Politische Urteilsfähigkeit	 w	 beschreiben der Gründe für die Staatsverschuldung und für ihr 
				    Anwachsen in der Corona-Pandemie
			   w	 darstellen der Wirtschafts- und Finanzsituation in verschiedenen 
				    Mitgliedstaaten der EU
			   w	 kennen der Regeln der europäischen Verträge zur Vergemein-
				    schaftung von Schulden (Feststellungsurteil)
			   w	 erläutern der Argumente, die Befürworter und Gegner zur 
				    Einführung von Eurobonds verwenden
			   w	 vergleichen der Interessen u. a. von Deutschland und den 
				    südeuropäischen Mitgliedstaaten (Erweiterungsurteil)
			   w	 bewerten der möglichen Folgen der Einführung von Eurobonds
			   w	 billigen bzw. missbilligen des Vorhabens zur Einführung von 
				    Eurobonds aus der Perspektive verschiedener Mitgliedstaaten  
				    und in Hinblick auf die EU als Werte- und Solidargemeinschaft
			   w	 beurteilen der Bedeutung der Coronakrise für die Zukunft der 
				    EU (Werturteil)

Politische Handlungsfähigkeit	 w	 Pro-und-Contra-Debatte fördert Fähigkeit, mit Argumenten 
				    eigene Positionen zu begründen, und schult sprachliches  
				    Ausdrucksvermögen
			   w	 Auseinandersetzung mit den unterschiedlichen Positionen zu 
				    Eurobonds zeigt, dass es nicht gleichgültig ist, wer in den  
				    Mitgliedstaaten regiert, und daher eine Beteiligung an Wahlen  
				    lohnt

Politische Einstellung und Motivation	 w	 Beschäftigung mit der aktuellen Corona-Krise zeigt unmittel-
				    baren Einfluss der EU auf die Lebenssituation in den Mit- 
				    gliedstaaten und weckt Interesse an europäischen Fragen



Politik & Unterricht  • 3/4-2020

Unterrichtspraktische Hinweise22

Schulden aufnehmen und dann auch gemeinschaftlich 
für die Zinsen und die Rückzahlung haften?“ 

Entsprechend des Abstimmungsergebnisses werden die 
Schülerinnen und Schüler in eine Pro- und eine Contra-
Gruppe eingeteilt. Alternativ kann auch die Lehrkraft 
die Einteilung übernehmen, wenn die Schülerinnen und 
Schüler nicht nach ihren eigenen Präferenzen auf die 
Pro- und Contra-Gruppe aufgeteilt werden sollen.

Anschließend werden die Materialien verteilt und bear-
beitet. Es stehen Materialien zu den europäischen Ver-
tragsgrundlagen bezüglich gemeinsamer Schulden (H2), 
zur Vertiefung des Verständnisses von Eurobonds (H3), 
Pro- (H4) und Contra-Positionen (H5) zu Corona-Bonds 
sowie eine Argumentationshilfe für und gegen Staats-
schulden (H6) zur Verfügung. Aufgrund des Anspruchs-
niveaus des Themas sollten die Schülerinnen und 
Schüler die Möglichkeit erhalten, schwierige Begriffe zu 
recherchieren oder bei der Lehrkraft nachzufragen.

Als Ergänzung zum Info-Text zu den Eurobonds (H3) 
kann auch der Text „Was sind Corona-Bonds?“ von Spie-
gel Online genutzt werden: 
www.spiegel.de/wirtschaft/was-sind-corona-bonds-
a-97258472-7638-454e-98d6-992c2146d233

Die Materialien H4 und H5, die jeweils aus zwei Texten 
bestehen, können in den einzelnen Gruppen auch 
arbeitsteilig gelesen und bearbeitet werden. Dann muss 
aber darauf geachtet werden, dass innerhalb der jewei-
ligen Gruppe der Austausch über den Inhalt gewährleis-
tet ist.

In der Anwendungsphase nehmen die Gruppen die 
Sitzordnung analog zum britischen Unterhaus ein. Die 
Moderation kann von der Lehrkraft, aber auch von einem 
oder zwei Schülerinnen bzw. Schülern übernommen 
werden. Sie sitzt an einem Tisch an der Stirnseite zwi-
schen den Gruppen. Die Moderation eröffnet die Debatte 
und erläutert das Thema und die Entscheidungsfrage. 
Anschließend trägt jede Gruppe ihr kurzes Eingangs-
statement vor. Die zentralen Argumente sollen erst im 
Verlauf der Debatte eingebracht werden. Die Moderation 
ist für die ordnungsgemäße Durchführung verantwort-
lich und führt die Redner/-innen-Liste entsprechend 
der Wortmeldungen. Im Idealfall melden sich jeweils 
die Rednerinnen bzw. Redner zu Wort, die auf das Argu-
ment der Gegenseite eingehen können. Im Anschluss an 
die Debatte erfolgt die zweite Abstimmung, auch dieses 
Ergebnis wird an der Tafel festgehalten.

Der Text H7 kann genutzt werden, um aufzuzeigen, 
worauf sich die EU-Staaten im Juli 2020 tatsächlich 
geeinigt haben.

Literaturtipp zur Methode
Straßner, Veit (2020): „Pro- und Contra-Debatte“ in: 
Achour, Sabine u. a. (Hrsg.): Methodentraining für 
den Politikunterricht, Frankfurt/Main, S. 204-211.

Die Auswertung der Debatte ist von großer Bedeutung 
und findet in der Problematisierungsphase statt. Zuerst 
werden die beiden Abstimmungsergebnisse und die 
Unterschiede verglichen. Einzelne Schüler/-innen legen 
dar, warum sie ihre Meinung geändert haben, andere 
warum sie gleich abgestimmt haben. Welche Argumente 
haben besonders überzeugt und ggf. für ein Umdenken 
gesorgt?

Dann wird die Debatte inhaltlich aufbereitet, um das 
Erreichen der o. g. Kompetenzziele abzusichern. Dabei 
können z. B. folgende Leitfragen thematisiert werden:

w	 Welche Ursachen haben die großen wirtschaftlichen 
Unterschiede zwischen den Mitgliedsländern und 
wie können sie überwunden werden?

w	 Welche Rolle spielen die Werte, auf deren Grundlage 
die EU errichtet wurde? Wie steht es um die europä
ische Solidarität?

w	 Sollten die Verträge der EU zur Krisenbewältigung 
geändert werden?

w	 Welche Zukunft hat die EU angesichts zunehmen-
der Differenzen in politischen und ökonomischen 
Fragen?

Mit Hilfe des Materials H7 kann abschließend über die 
Bedeutung des (finanziellen) Handelns der EU in der 
Coronakrise für die Zukunft der EU diskutiert werden. 

Infobox Eurobonds
[Eurobonds sind] europäische Staatsanleihen, bei 
denen die Staaten der Eurozone gemeinsam Geld 
an internationalen Finanzmärkten aufnehmen und 
für diese Schulden gemeinschaftlich für Zinsen und 
Rückzahlung haften würden. Hoch verschuldete 
Eurostaaten wie Griechenland oder Italien könn-
ten durch die gemeinsame Ausgabe von Eurobonds 
aller Eurostaaten Geld am Finanzmarkt zu erheb-
lich günstigeren Konditionen erhalten als durch die 
Ausgabe eigener Staatsanleihen, da sie für eigene 
Staatsanleihen aufgrund ihrer Bonität wesentlich 
höhere Zinsen zahlen müssten. Umgekehrt müss-
ten relativ stabile Euroländer wie Deutschland 
höhere Zinsen zahlen als bei der Ausgabe eigener, 
deutscher Staatsanleihen. Aus diesem Grund ist 
die Einführung von Eurobonds zur Bewältigung der 
europäischen Schuldenkrise (…) umstritten.
Quelle: Duden Wirtschaft von A bis Z: Grundlagenwissen 
für Schule und Studium, Beruf und Alltag. 6. Aufl. Bonn: 
Bundeszentrale für politische Bildung 2016.
www.bpb.de/nachschlagen/lexika/lexikon-der- 
wirtschaft/159949/eurobonds

© 2016 Bibliographisches Institut GmbH (Duden), Berlin
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Europa im Unterricht
Materialien für eine aktuelle EU-Bildung

Texte und Materialien für Schülerinnen und Schüler 3/4 – 2020

Baustein A: 	 Europa, ein Trümmerfeld – Wie ist die EU entstanden?
A1		  Zeitreise
A2 – A4	 Historische Quellen zur Gründung der EU
A5		  Konrad Adenauer und Europa
A6		  Motive für die europäische Zusammenarbeit

Baustein B: 	 Von der Montanunion bis zum Vertrag von Lissabon – Wie hat sich die EU entwickelt?
B1 – B2	 Gründung und Erweiterungsrunden der EU
B3		  Vertiefung der Zusammenarbeit
B4		  Die Kopenhagener Kriterien
B5		  Aussagen zum europäischen Einigungsprozess

Baustein C: 	 Die EU im Alltag – Was tut die EU und wie beeinflusst sie unser Leben? 
C1		  Die EU im Alltag
C2 – C4 	 Zuständigkeiten der EU
C5		  Das Subsidiaritätsprinzip

Baustein D: 	 Das Herz der europäischen Einigung – Wie funktioniert der europäische Binnenmarkt?
D1 – D2	 Der europäische Binnenmarkt
D3 – D4	 Leitfragen für das Gespräch mit Expertinnen und Experten

Baustein E: 	 Kommissare/-innen, Minister/-innen und Abgeordnete – Wer hat was zu entscheiden in der EU?
E1		  Die Institutionen im Überblick
E2		  Steckbrief für die Institutionen
E3		  Zusammenwirken der Institutionen

Baustein F: 	 Regeln für Europas Bürgerinnen und Bürger – Wie entstehen in der EU Gesetze?
F1 – F4	 Materialien für das Entscheidungsspiel
F5		  Rollenprofile für das Entscheidungsspiel
F6		  Arbeitsaufgaben
F7		  Gesetzgebungsprozess in der EU
F8		  Ereigniskarten zum Entscheidungsspiel

Baustein G: 	 Europawahlen und Europäische Bürgerinitiative – Welche Möglichkeiten zur  
		  politischen Partizipation haben die Bürgerinnen und Bürger in der EU?
G1		  Schaubilder zur politischen Partizipation
G2		  Wahlen zum Europäischen Parlament
G3		  Die Europäische Bürgerinitiative
G4		  Concept Maps

Baustein H: 	 Europa in der Corona-Krise: Wie können europäische Lösungen zur Bewältigung 
		  der Epidemie aussehen?
H1		  Karikaturen Coronabonds
H2		  Vertragliche Grundlagen für die Verschuldung
H3		  Eurobonds
H4 – H5	 Pro und Contra Eurobonds
H6		  Pro und Contra Staatsverschuldung
H7		  Solidarität in der Coronakrise
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Lies den Text und ergänze in den Lücken einen der folgenden Begriffe.
Euro – Freiheit – Konflikt – Beziehungen – Berliner Mauer – Marktwirtschaft – 
Frieden – Europa – Staat – Kontrolle – Bundeskanzlerin – Sicherheit – Macht – 
Demokratie – Grund- und Menschenrechte – Infrastruktur – Staaten

A1

Materialien A1 – A6

Europa, ein Trümmerfeld –
Wie ist die EU entstanden?

Zeitreise

Wir befinden uns heute in den 20er-Jahren des 21. 
Jahrhunderts. Im Jahre 2005 wurde Angela Merkel 
                                           . Damals waren viele von 
euch noch sehr klein oder noch gar nicht geboren. 
Drei Jahre vorher, 2002, wurde der               ein-
geführt und ersetzte in 12  europäischen Ländern 
die nationale Währung. Wir gehen weiter zurück – 
die erste DVD wurde 1995 vorgestellt. Zwei Jahre 
zuvor wurde das World Wide Web (www) für die 
Öffentlichkeit freigegeben.

1990 gab es ein bedeutendes politisches Ereig-
nis: Gut 40 Jahre nach der Gründung der beiden 
deutschen Staaten wurde Deutschland wieder-
vereinigt. 1989 demonstrierten die Menschen in 
der DDR für                          und Demokratie, sie 
forderte ihre                                                , u. a. 
die Meinungsfreiheit, ein. Damit kamen sie aber 
in                               zur sozialistischen Partei, die 
in der DDR die                        hatte. Mit der friedli-
chen Revolution brachten die Menschen in der DDR 
die Mauer, die Deutschland teilte, zu Fall. Auch die 
internationalen                                veränderten sich 
in dieser Zeit: Die Sowjetunion brach auseinander 
und es entstanden zahlreiche neue, unabhängige 
                               im Osten Europas. Russland ist 
der größte unter ihnen. Der sogenannte Kalte Krieg 
zwischen den beiden Machtblöcken unter Führung 
der USA bzw. der Sowjetunion war beendet.

Einen Höhepunkt hatte der Kalte Krieg in den 
1960er-Jahren: 1961 wurde die                               gebaut 
und die DDR von der Bundesrepublik abgeriegelt. 
1962 stand die Welt während der Kuba-Krise erneut 
kurz vor einem großen Krieg. Zu dieser Krise kam 
es, weil die Sowjetunion auf Kuba, einer Karibik-
Insel in Nachbarschaft zu den USA, Atomraketen 
aufstellen wollte. Dieser Konflikt gefährdete die 
internationale                              .

Die Periode der 1950er- und 1960er-Jahre 
stand in der Bundesrepublik Deutschland und in 
weiten Teilen Europas ganz im Zeichen des wirt-
schaftlichen Wiederaufbaus und der Westinteg-
ration. In der Bundesrepublik entwickelten sich 
                                     und                                     . 
Im anderen deutschen Staat, der Deutschen Demo-
kratischen Republik, bestand dagegen ein sozialis-
tisches Gesellschafts- und Wirtschaftssystem, das 
von der Sowjetunion errichtet wurde.

Diese historischen Ereignisse und die Teilung 
Deutschlands fanden ihren Ausgangspunkt am 
8. Mai 1945. An diesem Tag kapitulierte das nati-
onalsozialistische Deutschland bedingungslos. 
Der sechs Jahre dauernde Zweite Weltkrieg, den 
Deutschland zu verantworten hatte, war zu Ende, 
es herrschte                        . Die Frage war nun, wie 
es im zu weiten Teilen zerstörten                         wei-
tergehen sollte.
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Überlebende Kinder und Jugendliche bei der Befreiung des Konzentrationslagers Auschwitz am 26. Januar 1945

Ansicht des zerstörten Berlins im Mai 1945
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Die Bilanz des Zweiten Weltkrieges war schreck
lich: ca. 65 Millionen Tote, darunter 40  Millionen 
Zivilisten, viele Millionen verletzter Menschen, 30 
Millionen zwangsumgesiedelte Europäer aufgrund 
von Grenzänderungen vor allem in Osteuropa.

Viele Städte waren nahezu komplett zerstört, z. B. 
Berlin, Warschau, Budapest, Leningrad und Kiew, 
andere in großen Teilen, wie London oder Rotter-
dam. Die                                    , also Straßen, 
Gleise, Brücken sowie die Wasser- und Energiever-
sorgung waren weitgehend defekt. Die Wirtschaft 
in den Ländern lag am Boden. Die Versorgung der 
Menschen mit Nahrung und den zum Überleben 
notwendigsten Gütern war in weiten Teilen Euro-
pas nicht mehr gesichert. Extrem kalte Winter ver-
schlimmerten die Situation.

Deutschland als                                existierte 
nicht mehr. Die Siegermächte – USA, Sowjetunion, 
das Vereinigte Königreich und Frankreich – teilten 
das Land in vier Besatzungszonen auf und über-
nahmen die                            . Die deutsche Bevöl-
kerung erkannte langsam, welche Grausamkeiten 
Deutschland zu verantworten hatte, darunter der 
Völkermord an den europäischen Juden mit etwa 6 
Mio. Ermordeten (Holocaust).

Wie sollte es weitergehen? Diese Frage mussten 
die Politiker der Siegermächte nach dem Kriegs-
ende beantworten. Militarismus, Nationalismus 
und Vormachtstreben als Ursachen des Zweiten 
Weltkrieges sollten überwunden werden, um eine 
friedliche Zukunft auf dem europäischen Kontinent 
zu schaffen.
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Auszug aus einer Rede von Winston Churchill am 19. September 1946 
an der Universität Zürich 

A2

„Herr Rektor, meine Damen und Herren,

(…) Ich möchte heute über Europas Tragödie zu 
Ihnen sprechen. (…) Jedoch brachen gerade in 
Europa, entfacht durch die teutonischen Nationen 
in ihrem Machtstreben, jene Reihe entsetzlicher 
nationalistischer Streitigkeiten aus, welche wir 
in diesem zwanzigsten Jahrhundert und somit zu 
unserer Lebenszeit den Frieden zerstören und die 
Hoffnungen der gesamten Menschheit verderben 
sahen.

(…) Und doch gibt es all die Zeit hindurch ein Mittel, 
das, würde es allgemein und spontan von der 
großen Mehrheit der Menschen in vielen Ländern 
angewendet, wie durch ein Wunder die ganze Szene 
veränderte und in wenigen Jahren ganz Europa, 
oder doch dessen größten Teil, so frei und glücklich 
machte, wie es die Schweiz heute ist. Welches ist 
dieses vorzügliche Heilmittel? Es ist die Neuschöp-
fung der europäischen Völkerfamilie, oder doch 
so viel davon, wie möglich ist, indem wir ihr eine 
Struktur geben, in welcher sie in Frieden, in Sicher-
heit und in Freiheit bestehen kann.
(…) Wir müssen eine Art Vereinigte Staaten von 
Europa errichten. Nur auf diese Weise werden Hun-
derte von Millionen sich abmühender Menschen in 
die Lage versetzt, jene einfachen Freuden und Hoff-
nungen wiederzuerhalten, die das Leben lebens-
wert machen. Das Vorgehen ist einfach. Das einzige, 
was nötig ist, ist der Entschluss Hunderter von Mil-
lionen Männer und Frauen, recht statt unrecht zu 
tun und dafür Segen statt Fluch als Belohnung zu 
ernten.  

(…) Und warum sollte nicht eine europäische Grup-
pierung möglich sein, welche den verwirrten Völ-
kern dieses unruhigen und mächtigen Kontinents 
ein erweitertes Heimatgefühl und ein gemeinsa-
mes Bürgerrecht zu geben vermöchte? Und warum 
sollte dieser nicht zusammen mit anderen großen 
Gruppen bei der Bestimmung des künftigen Schick-
sals der Menschheit seine berechtigte Stellung 
einnehmen? Damit das zustande kommen kann, 
braucht es einen Akt des Vertrauens, an dem Millio-
nen von Familien verschiedener Sprachen bewusst 
teilnehmen müssen. 

Wir alle wissen, dass die beiden Weltkriege, die 
wir miterlebt haben, der eitlen Leidenschaft eines 
neuvereinigten Deutschlands entsprungen sind, 
welches die dominierende Rolle in der Welt spielen 
wollte. In diesem letzten Ringen wurden Verbre-
chen und Massenmorde begangen (…), wie es sie 
in gleicher Weise zu keiner Zeit der Menschheitsge-
schichte gegeben hat. Der Schuldige muss bestraft 
werden. Deutschland muss der Macht beraubt 
werden, sich wieder zu bewaffnen und einen neuen 
Angriffskrieg zu entfesseln. Aber wenn all das 
getan worden ist, so wie es getan werden wird, so 
wie man es bereits jetzt tut, dann muss die Vergel-
tung ein Ende haben.

(…) Ich sage Ihnen jetzt etwas, das Sie erstaunen 
wird. Der erste Schritt zu einer Neuschöpfung der 
europäischen Völkerfamilie muss eine Partner-
schaft zwischen Frankreich und Deutschland sein. 
Nur so kann Frankreich seine moralische und kul-
turelle Führerrolle in Europa wiedererlangen. Es 
gibt kein Wiederaufleben Europas ohne ein geistig 
großes Frankreich und ein geistig großes Deutsch-
land. Wenn das Gefüge der Vereinigten Staaten von 
Europa gut und richtig gebaut wird, so wird die 
materielle Stärke eines einzelnen Staates weni-
ger wichtig sein. Kleine Nationen werden genauso 
viel zählen wie große, und sie werden sich ihren 
Rang durch ihren Beitrag für die gemeinsame 
Sache sichern. Die alten Staaten und Fürstentümer 
Deutschlands, in einem föderalistischen System 
zum gemeinsamen Vorteil freiwillig zusammen-
geschlossen, könnten innerhalb der Vereinigten 
Staaten von Europa ihre individuellen Stellungen 
einnehmen.

(…) Wenn wir die Vereinigten Staaten von Europa, 
oder welchen Namen sie haben werden, bilden 
wollen, müssen wir jetzt anfangen. 

Ich will nun die Aufgaben, die vor Ihnen stehen, 
zusammenfassen. Unser beständiges Ziel muss 
sein, die Vereinten Nationen aufzubauen und zu 
festigen. Unter- und innerhalb dieser weltumfas-
senden Konzeption müssen wir die europäische 
Völkerfamilie in einer regionalen Organisation neu 
zusammenfassen, die man vielleicht die Vereinig-
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ten Staaten von Europa nennen könnte. Der erste 
praktische Schritt wird die Bildung eines Euro-
parates sein. Wenn zu Beginn nicht alle Staaten 
Europas der Union beitreten können oder wollen, 
so müssen wir trotzdem damit anfangen und die-
jenigen, die wollen, und diejenigen, die können, 
sammeln und zusammenführen. Die Errettung der 
Menschen aller Rassen und aller Länder aus Krieg 
und Knechtschaft muss auf soliden Grundlagen 
beruhen und garantiert werden durch die Bereit-
schaft aller Männer und Frauen, lieber zu ster-

ben, als sich der Tyrannei zu unterwerfen. Bei all 
diesen dringenden Aufgaben müssen Frankreich 
und Deutschland zusammen die Führung überneh-
men. Großbritannien, das britische Commonwealth, 
das mächtige Amerika, und, so hoffe ich wenigs-
tens, Sowjetrussland – denn dann wäre tatsächlich 
alles gut – sollen die Freunde und Förderer des 
neuen Europa sein und dessen Recht, zu leben und 
zu leuchten, beschützen. Darum sage ich Ihnen: 
Lassen Sie Europa entstehen!“

Quelle: www.churchill-in-zurich.ch/site/assets/files/1807/rede_winston_churchill_deutsch.pdf (Zugriff am 10.10.2020) 

A3 Auszug aus einer Rede des US-amerikanischen Außenministers 
Georg C. Marshall am 5. Juni 1947 an der Harvard Universität 

„Ich brauche Ihnen, meine Herren, nicht zu sagen, 
daß die Weltlage sehr ernst ist.
(…) Die fieberhaften Vorbereitungen auf den Krieg 
und die noch fieberhafteren Anstrengungen für die 
Fortführung des Krieges haben alle Zweige des 
nationalen Wirtschaftslebens in Mitleidenschaft 
gezogen. Maschinen blieben ohne Pflege oder sind 
völlig veraltet. Unter der willkürlichen und zerstö-
rerischen Naziherrschaft wurden praktisch alle 
Unternehmungen für die deutschen Kriegsanstren-
gungen eingespannt. Alte Geschäftsverbindungen, 
Privatunternehmungen, Banken, Versicherungs- 
und Schiffahrtsgesellschaften verschwanden 
infolge von Kapitalverlusten, Verstaatlichungen 
oder einfach durch Zerstörung. In vielen Ländern 
ist das Vertrauen in die eigene Währung schwer 
erschüttert. Das wirtschaftliche Gefüge Europas ist 
während des Krieges vollständig zusammengebro-
chen.

(…) Das moderne System der Arbeitsteilung, auf dem 
der Austausch der Produktion beruht, ist in Gefahr 
zusammenzubrechen. In Wirklichkeit handelt es 
sich darum, daß Europas Bedarf an ausländischen 
Nahrungsmitteln und sonstigen lebenswichtigen 
Gütern - hauptsächlich aus Amerika - so viel größer 
als seine gegenwärtige Zahlungsfähigkeit ist, daß 
es entweder wesentliche zusätzliche Hilfe benö-
tigt oder aber sich einem wirtschaftlichen, sozialen 
und politischen Niedergang sehr ernsten Charak-
ters gegenübersehen wird. Das Hilfsmittel besteht 
darin, diesen bösartigen Kreislauf zu durchbrechen 

und den Glauben der europäischen Völker an die 
wirtschaftliche Zukunft ihres eigenen Landes sowie 
Europas in seiner Gesamtheit wiederherzustellen. 
Über ein weites Gebiet hin müssen Fabrikanten und 
Landwirte wieder willens und in der Lage sein, ihre 
Ware gegen Geld von unbestrittenem Wert abzuge-
ben.

Abgesehen von der demoralisierenden Wirkung auf 
die ganze Welt und der Möglichkeit der Entstehung 
von Unruhen als Folge der Verzweiflung der betrof-
fenen Völker sind die Folgen für die Wirtschaft der 
Vereinigten Staaten offenkundig. Logischerweise 
müssen die Vereinigten Staaten alles, was in ihrer 
Macht steht, unternehmen, um zu der Rückkehr 
normaler wirtschaftlicher Verhältnisse beizutra-
gen, denn ohne diese ist eine politische Stabilität 
und ein gesicherter Friede unmöglich. Unsere Poli-
tik richtet sich nicht gegen irgendein Land oder 
eine Anschauung, sondern gegen Hunger, Armut, 
Verzweiflung und Chaos. Ihr Ziel ist die Wiederbe-
lebung einer leistungsfähigen Weltwirtschaft, die 
das Entstehen politischer und sozialer Zustände, 
in denen freiheitliche Einrichtungen gedeihen 
können, ermöglichen soll. Ich bin davon über-
zeugt, daß eine solche Hilfe nicht von Fall zu Fall, je 
nachdem sich Krisen entwickeln, gegeben werden 
sollte. Jede Hilfe, die unsere Regierung in Zukunft 
gewähren mag, sollte Heilung und nicht bloß Lin-
derung bringen. Ich bin davon überzeugt, daß jede 
Regierung, die am Wiederaufbau mitarbeiten will, 
die volle Unterstützung der Vereinigten Staaten 
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finden wird. Eine Regierung aber, die darauf hinar-
beitet, den Wiederaufbau anderer Länder zu behin-
dern, kann von uns keine Hilfe erwarten. Darüber 
hinaus müssen Regierungen, politische Parteien 
oder Gruppen, die das menschliche Elend verewi-
gen wollen, um davon politisch oder sonst wie zu 
profitieren, mit der Gegnerschaft der Vereinigten 
Staaten rechnen.

(…) Es ist aber klar, daß, ehe die Vereinigten Staa-
ten in ihren Anstrengungen, die Lage zu lindern und 
der europäischen Welt auf ihrem Weg zur Wieder-
gesundung zu helfen, ernstlich fortfahren können, 
die europäischen Länder in Bezug auf die Erforder-
nisse der Lage und des Anteils, den sie selbst über-
nehmen werden, zu einer Verständigung kommen 

müssen, um jede etwa von der Regierung der Ver-
einigten Staaten unternommene Aktion mit dem 
nötigen Nachdruck durchzuführen. Es wäre für die 
Regierung der Vereinigten Staaten weder angemes-
sen noch wirkungsvoll, wenn sie in einseitiger Weise 
ein Programm aufstellen würde, das dazu bestimmt 
ist, Europa wirtschaftlich wieder auf eigene Füße zu 
stellen. Das ist Sache der Europäer. Ich glaube, daß 
die Initiative von Europa ausgehen muß. Die Rolle 
unseres Landes sollte in freundschaftlicher Hilfe 
bei dem Aufstellen eines europäischen Programms 
und in der späteren Unterstützung eines solchen 
bestehen, sofern es uns ausführbar zu sein scheint. 
Das Programm sollte von den europäischen Nati-
onen gemeinsam aufgestellt und von einer Anzahl 
derselben, wenn nicht von allen, gebilligt sein.“

Quelle: Rede von George C. Marshall an der Harvard University, 5. Juni 1947, in: Themenportal Europäische Geschichte, 2010, 
www.europa.clio-online.de/quelle/id/q63-28407 (Zugriff am 10.10.2020) 

Auszug aus der Erklärung des französischen Außenministers  
Robert Schuman vom 9. Mai 1950 in Paris (Schuman-Plan) 

A4

Der Friede der Welt kann nicht gewahrt werden 
ohne schöpferische Anstrengungen, die der Größe 
der Bedrohung entsprechen.
Der Beitrag, den ein organisiertes und lebendiges 
Europa für die Zivilisation leisten kann, ist unerläß-
lich für die Aufrechterhaltung friedlicher Beziehun-
gen.

(…) Europa läßt sich nicht mit einem Schlage her-
stellen und auch nicht durch eine einfache Zusam-
menfassung: Es wird durch konkrete Tatsachen 
entstehen, die zunächst eine Solidarität der Tat 
schaffen. Die Vereinigung der europäischen Natio-
nen erfordert, daß der Jahrhunderte alte Gegensatz 
zwischen Frankreich und Deutschland ausgelöscht 
wird. Das begonnene Werk muß in erster Linie 
Deutschland und Frankreich erfassen.
Zu diesem Zweck schlägt die französische Regie-
rung vor, in einem begrenzten, doch entscheiden-
den Punkt sofort zur Tat zu schreiten.
Die französische Regierung schlägt vor, die Gesamt-
heit der französisch-deutschen Kohle- und Stahl-
produktion einer gemeinsamen Hohen Behörde zu 
unterstellen, in einer Organisation, die den anderen 
europäischen Ländern zum Beitritt offensteht. Die 
Zusammenlegung der Kohle- und Stahlproduktion 

wird sofort die Schaffung gemeinsamer Grundla-
gen für die wirtschaftliche Entwicklung sichern – 
die erste Etappe der europäischen Föderation – und 
die Bestimmung jener Gebiete ändern, die lange 
Zeit der Herstellung von Waffen gewidmet waren, 
deren sicherste Opfer sie gewesen sind.

Die Solidarität der Produktion, die so geschaffen 
wird, wird bekunden, daß jeder Krieg zwischen 
Frankreich und Deutschland nicht nur undenk-
bar, sondern materiell unmöglich ist. Die Schaf-
fung dieser mächtigen Produktionsgemeinschaft, 
die allen Ländern offensteht, die daran teilneh-
men wollen, mit dem Zweck, allen Ländern, die 
sie umfaßt, die notwendigen Grundstoffe für ihre 
industrielle Produktion zu gleichen Bedingungen zu 
liefern, wird die realen Fundamente zu ihrer wirt-
schaftlichen Vereinigung legen.
(…) So wird einfach und rasch die Zusammenfas-
sung der Interessen verwirklicht, die für die Schaf-
fung einer Wirtschaftsgemeinschaft unerläßlich 
ist und das Ferment einer weiteren und tieferen 
Gemeinschaft der Länder einschließt, die lange Zeit 
durch blutige Fehden getrennt waren.
(…) Durch die Zusammenlegung der Grundindust-
rien und die Errichtung einer neuen Hohen Behörde, 
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deren Entscheidungen für Frankreich, Deutschland 
und die anderen teilnehmenden Länder bindend 
sein werden, wird dieser Vorschlag den ersten 
Grundstein einer europäischen Föderation bilden, 
die zur Bewahrung des Friedens unerläßlich ist.
(…) Die Grundsätze und wesentlichen Vertrags-
punkte, die hiermit umrissen sind, sollen Gegen-
stand eines Vertrages werden, der von den Staaten 
unterzeichnet und durch die Parlamente ratifiziert 
wird. 

(…) Die gemeinsame Hohe Behörde, die mit der 
Funktion der ganzen Verwaltung betraut ist, wird 
sich aus unabhängigen Persönlichkeiten zusam-
mensetzen, die auf paritätischer Grundlage von 
den Regierungen ernannt werden. Durch ein 
gemeinsames Abkommen wird von den Regierun-
gen ein Präsident gewählt, dessen Entscheidungen 
in Frankreich, in Deutschland und den anderen Teil-
nehmerländern bindend sind. Geeignete Vorkeh-
rungen werden Einspruchsmöglichkeiten gegen die 
Entscheidungen der Hohen Behörde gewährleisten.

Quelle: https://europa.eu/european-union/about-eu/symbols/europe-day/schuman-declaration_de (Zugriff am 13.03.2020)

w	 Bildet Arbeitsgruppen. Jede Arbeitsgruppe liest sich 
eine Rede sorgfältig durch.

w	 Markiert in den Reden die Antworten auf die folgen-
den drei Leitfragen mit den vorgegebenen Farben:

	 a)	Welche politischen Probleme benennen die  
	 Redner? (rot)

	 b)	Welche Lösungsvorschläge unterbreiten sie? (grün)

	 c)	Welche Motive verfolgen sie mit ihren Vorschlägen? 
 	 (blau)

w	 Verschriftlicht eure Antworten im Schaubild (A6) und 
ordnet sie den jeweiligen Kategorien zu.

w	 Vergleicht und besprecht eure Antwort in der Arbeits-
gruppe und präsentiert anschließend eure Ergeb-
nisse vor der Klasse.

A2–A4 Arbeitsanregungen

Konrad Adenauer und Europa

Schau dir im Videoclip „Wozu die EU?“ von Planet Schule den Filmausschnitt  
zur Erklärung Adenauers an.  
Der Clip ist online unter www.planet-schule.de/sf/php/sendungen.php?sendung=11009
Gib in eigenen Worten wieder, welche Motive für die Zusammenarbeit im Filmausschnitt  
genannt werden, und vergleiche sie mit den Motiven aus den drei Reden  
von Churchill, Marshall und Schuman.

Der damalige Bundeskanzler 
Konrad Adenauer während der Unter-
zeichnung des Schuman-Plans am  
18. April 1951 in Paris.
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Schaubild Motive für die europäische Integration A6
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Notiere, für welche sechs Länder die Abkürzungen stehen. Überlege dir mindestens 
zwei Gründe, warum deiner Meinung nach mit diesen sechs Ländern der europäische 
Integrationsprozess begann.

B1

Materialien B1 – B5

Von der Montanunion zum 
Vertrag von Lissabon – 
Wie hat sich die EU entwickelt?

Gründungsstaaten der Montanunion (EGKS) 

Bild: Immanuel Giel; CC BY-SA 3.0
https://de.wikipedia.org/wiki/Europ%C3%A4ische_Wirtschaftsgemeinschaft#/media/Datei:EGKS.png
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Recherchiere, welche Länder wann der Europäischen Union (EU) und ihren Vorläuferorganisationen beige-
treten sind, und notiere die entsprechende Jahreszahl in der Karte. Markiere in der Karte,  
welches Land 2020 aus der EU ausgetreten ist. 
Notiere dir zu jedem Land, welches die Motive für den Beitritt bzw. den Austritt waren.
Nutze für deine Recherche folgende Internetseite:  
www.bpb.de/internationales/europa/europaeische-union/42992/erweiterungen-und-vertiefungen 
Werte anschließend die Kartenarbeit gemeinsam mit deinen Mitschülern/-innen in der Klasse aus.

Erweiterung der Europäischen Union B2

Grafik: picture alliance/Zoonar/Scusi
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B3 Vertiefung der europäischen Zusammenarbeit

1951 EGKS

1958 EWG

1967 EG

1993 EU

2009
Vertrag

von
Lissabon

Gemeinsame Bewirtschaftung von 
Kohle und Stahl in 6 europäischen 
Ländern

Sicherheit, Wohlstand, Frieden

MotiveNeuerungen und Reformen

w	 Bildet Arbeitsgruppen und informiert euch über die 
Neuerungen, die während des europäischen  
Einigungsprozesses stattgefunden haben, und über 
die Motive, die dahinterstanden. Nutzt für eure 
Recherche folgende Internetseiten: 

	 www.eu-info.de/europa//eu-vertraege/ 
eu-gruendungsvertrag

	 www.bpb.de/internationales/europa/
europaeische-union/42998/institutionelle-reform

w	 Haltet eure Arbeitsergebnisse in der Tabelle stich-
punktartig fest.

w	 Gestaltet eine Wandzeitung, in der ihr eure Arbeits-
ergebnisse festhaltet. Präsentiert eure Wandzeitung 
anschließend vor der Klasse.

B3 Arbeitsanregungen

http://www.eu-info.de/europa//eu-vertraege/eu-gruendungsvertrag/
https://www.bpb.de/internationales/europa/europaeische-union/42998/institutionelle-reform
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Kopenhagener Kriterien B4

Informiere dich über die Beitrittskriterien zur Europäischen Union und halte die drei Kriterien 
schriftlich fest. Nutze dazu folgende Webseite: 
www.bundesregierung.de/breg-de/service/kopenhagener-kriterien-616328 
Überlege dir ein weiteres Kriterium, welches deiner Meinung nach neue EU-Staaten erfüllen 
müssen, und diskutiere darüber mit deinen Mitschülern/-innen.

B5Der europäische Einigungsprozess

Lies dir die beiden Zitate durch und nimm zu beiden Stellung. 
Begründe deine Meinung und tausche dich anschließend mit deinen Mitschülern/-innen aus.

	 Dem politischen System der Europäischen Union 
liegt kein wohldurchdachter Bauplan zugrunde. 
Vielmehr hat es sich seit den Anfängen der euro-
päischen Einigung in den 1950er-Jahren in einer 
Vielzahl von Verträgen und Übereinkünften prag-
matisch entwickelt.“

	 Die europäische Zusammenarbeit begann auf 
wenigen, als besonders wichtig eingestuften Poli-
tikfeldern: Kohle und Stahl, Wirtschaft und Land-
wirtschaft. Auf dieser Grundlage wurden neue 
Einigungsschritte kleinerer und mittlerer Reich-
weite unternommen. Dieses Vorgehen kann tref-
fend als die ‚Methode des tastenden Pragmatismus‘ 
bezeichnet werden.“

Quelle: Schmuck, Otto/Unser, Günther (2018): Die Europäische Union. 
Aufgaben, Strukturen und Chancen, Bonn, S. 43.

Quelle: BpB (Hrsg.) (2015): Informationen zur politischen Bildung, 
H. 279: Europäische Union, Bonn, S. 70.

Eigener Vorschlag für ein weiteres Kriterium:

B4-B5

w	 Findet heraus, welche Länder aktuell die Beitritts-
kandidaten sind, und wendet die Kopenhagener Krite-
rien auf diese Länder an. Beurteilt, ob diese Länder 
diese Kriterien erfüllen oder nicht, und begründet 
eure Position.

w	 Sucht im Internet nach weiteren Zitaten zum europä
ischen Einigungsprozess und nehmt Stellung dazu.

Arbeitsanregungen
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C1

Materialien C1 – C5

Die EU im Alltag – 
Was tut die EU und wie 
beein� usst sie unser Leben?

Die EU im Alltag
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Sieh dir die folgenden Bilder an und beschreibe, welcher Zusammenhang 
jeweils zwischen dem abgebildeten Gegenstand oder Symbol, dir und 
der Europäischen Union (EU) besteht.
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Schaubilder Zuständigkeiten EU C2

Außenhandelspolitik

Währungspolitik

Wettbewerbsrecht

Landwirtschaft
und Fischerei

Bildung

Kultur

Jugend

Sport

Verkehr Umweltpolitik

Energie-
politik

Verbraucher-
schutz

Forschung
und Entwicklung

Sozialpolitik

Sicherheits-
und Verteidigungs-
politik

Zollunion

Ausschließliche 
Zuständigkeiten der EU

Gemischte Zuständigkeiten
EU und Mitgliedstaaten

Unter Ausschluss jeglicher
Harmonisierung

und Entwicklungund Entwicklungund Entwicklungund Entwicklung

WettbewerbsrechtZivilschutz

Zuständigkeiten in der Europäischen Union
Kompetenzverteilung in der EU

Lizenz: Creative Commons by-nc-nd/3.0/deBundeszentrale für politische Bildung, 2009, www.bpb.de
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Zuständigkeit der EUC3

Die Tabelle enthält Beispiele für Aufgaben, die von der Politik geregelt werden. 
Benenne zunächst für jedes Beispiel ein Politikfeld. Prüfe anschließend, 
ob die Zuständigkeit für das Beispiel bei der EU oder bei den Nationalstaaten liegt. 
Beurteile, ob du die Kompetenzzuordnung zur EU oder zu den Nationalstaaten 
für sinnvoll erachtest. Nenne Gründe für dein Urteil. 
In der ersten Zeile findest du eine Beispiellösung. Nutze für die Bearbeitung der Aufgaben 
die Schaubilder in C2.

Politikfeld EU oder 
nationale
Zuständigkeit

sinnvoll:
Ja / Nein

Begründung

Verbot von  
Einweggeschirr 
aus Plastik

Qualität von Trink-
wasser und von 
Badegewässern

Förderung der 
Raumfahrt

Regulierung von 
Roaminggebühren 
bei Auslandsreisen

Verteidigung der 
Grenzen im Kriegs-
fall
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EU oder 
nationale 
Zuständigkeit

sinnvoll:
Ja / Nein

Kennzeichnung 
von Ökoprodukten 
durch ein Siegel

Regelung des 
Krankenversiche-
rungsschutzes bei 
Aufenthalt im euro-
päischen Ausland

Erlass von Lehr
plänen für die 
Schulen

Kennzeichnung  
der Inhaltsstoffe 
von Lebensmitteln

Schutz der Bevöl-
kerung bei Natur-
katastrophen

Verlängerung der 
Garantie für Ver-
brauchsgüter

Kennzeichnung 
veganer Lebens-
mittel

Politikfeld Begründung
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Europäische oder nationale RegelungenC4

Überlege dir jeweils zwei weitere Beispiele für Themen, für die du 
a) dir unbedingt eine europäische Regelung wünschst und 
b) eine nationale Regelung für sinnvoller erachtest.

Info

In der EU heißen Gesetze, also die Regeln für unser 
Zusammenleben, Richtlinien und Verordnungen. Eine 
Richtlinie ist ein Rechtsakt, in dem ein Ziel festgelegt 
wird, das alle EU-Länder verwirklichen müssen. Wie die 

Staaten die Ziele erreichen, können sie selbst entschei-
den. Eine Verordnung ist ein verbindlicher Rechtsakt, 
den alle EU-Länder mit ihren Verwaltungen in vollem 
Umfang umsetzen müssen.

Beispiele für europäische
Regelungen

Beispiele für nationale
Regelungen
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Subsidiaritätsprinzip C5

Beschreibe in eigenen Worten, was mit dem Begriff Subsidiaritätsprinzip gemeint ist.

Aufgaben sollen so weit wie möglich und sinnvoll von 
der untersten politischen Ebene übernommen werden. 
Nur dann, wenn eine kleinere Ebene dazu nicht in der 
Lage ist, soll die übergeordnete Instanz mit der Aufgabe 
betraut werden – so das Grundprinzip von Subsidiarität. 
Denn dass jede Kommune in der EU eigene Schadstoff-
grenzwerte aufstellt, ist genauso wenig sinnvoll, wie 
wenn Brüssel die Lehrpläne für ganz Europa ausarbei-
ten würde.

„Und da muss bei jedem Gesetzesvorschlag begründet 
werden, warum jetzt eine europaweite Regelung kommt. 
Also was ist der zusätzliche Wert, es jetzt für alle 28 Mit-
gliedsländer auf einmal zu machen und es nicht auf der 
nationalen Ebene 28 Mal einzeln zu tun. Gibt es einen 
Mehrwert, wenn man es europaweit macht? Und das 
muss dann gut begründet werden“, erklärt Jo Leinen, 
Europaabgeordneter der SPD (…).

Deutschlandfunk vom 6. Juni 2017
„Die EU und ihre Prinzipien: ‚Subsidiarität‘ oder ‚Wer ist zuständig?‘“ von Thomas Otto

Quelle: Deutschlandradio © 2009–2020
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C5Arbeitsanregungen

w	 Führt eine Fishbowl-Diskussion in der Klasse durch. 
Ihr habt euch alle Beispielthemen überlegt, zu denen 
ihr europäische Regelungen für unbedingt notwendig 
erachtet, und Themen, die besser national geregelt 
werden sollten. Tauscht euch über eure Beispiele 
aus und diskutiert, ob alle Beispiele von allen gleich 
beurteilt werden. 

w	 Fünf Schülerinnen und Schüler sitzen in einem Innen-
kreis und stellen zunächst ihre Beispiele vor. Die 
anderen sitzen im Außenkreis und nehmen zu diesen 
Beispielen Stellung. Wer aus dem Außenkreis etwas 
beitragen möchte, wechselt zuerst in den Innenkreis, 
bevor sie/er redet.
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D1

Materialien D1 – D4

Das Herz der europäischen 
Einigung – Wie funktioniert der 
europäische Binnenmarkt?

Der europäische Binnenmarkt

Schau dir das Video „Der Europäische Binnenmarkt“ an. 
https://multimedia.europarl.europa.eu/de/history-european-single-market_V001-0021_ev
Beantworte anschließend die Fragen und bearbeite die Aufgaben.

1.	 Welche Motive liegen der Errichtung des Binnenmarktes zugrunde?

2.	 Welche Vorteile ergeben sich für die europäische Integration, die Bürger/-innen und die Unternehmen? 
	 Welche Schwierigkeiten stehen dem gegenüber?

	 a)	 Vorteile:

	 b)	 Schwierigkeiten

3.	 Welche wichtigen Schritte wurden auf dem Weg zu einem gemeinsamen Markt gemacht? 
	 Notiere, wann sie stattfanden, und beschreibe sie kurz.

4. 	 Vervollständige den Satz.
	 Der Binnenmarkt ermöglicht den freien Verkehr von  W____________________, D____________________, 

	 K ____________________ und P____________________.
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Grafik und Text zum europäischen Binnenmarkt D2

Der europäische Binnenmarkt ist – bezogen auf 
seine Wirtschaftskraft – der größte Binnenmarkt der 
Welt. Er konstituiert sich aus den Vier Freiheiten.

Der Binnenmarkt der EU überträgt die Prinzipien, 
die man von einem Nationalstaat kennt, auf die 
gesamte Europäische Union. Er basiert auf den „Vier 
Freiheiten“, also der Freiheit der Waren, der Freiheit 
der Dienstleistungen, der Freiheit des Kapitals und 
der Freiheit (im Sinne von Freizügigkeit) der Arbeits-
kräfte.

Einfach gesagt bedeutet das, dass jede EU-Bürgerin 
und jeder EU-Bürger einkaufen, arbeiten, Dienst-
leistungen anbieten oder in Anspruch nehmen und 
investieren kann, wo er will. Französischer Käse 
im Supermarktregal, ein italienischer Pizzeria-Wirt 
in Frankfurt, eine Geldanlage in Dänemark und ein 
Job in Polen – das alles klingt für unsere Ohren 
nicht ungewöhnlich, es ist die Realität des Binnen-
marktes. Zusätzlich zu den 27 EU-Staaten gehören 
noch Norwegen, Island und Liechtenstein zum EU-
Binnenmarkt. Sie sind der Europäischen Union im 

Der europäische Binnenmarkt
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Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) verbunden. 
Die Schweiz nimmt über verschiedene bilaterale 
Abkommen am Binnenmarkt teil.

So einfach es klingt, die „Vier Freiheiten“ anzuwen-
den, so kompliziert war und ist der Prozess der Voll-
endung des Binnenmarktes. In jedem Land gab es 
unterschiedliche Vorschriften für Waren und Dienst-
leistungen, die sich beispielsweise auf die Sicherheit 
des Produkts oder die Ausbildung des Dienstleisters 
bezogen. All das musste harmonisiert werden, um 
wirklich freien Handel und Freizügigkeit zu ermög-
lichen. Ein polnischer Arzt kann sich in Deutsch-
land niederlassen und praktizieren, aber natürlich 
möchte der deutsche Patient die Sicherheit haben, 
dass die Ausbildung des Arztes der eines deutschen 
Arztes nicht nachsteht. Dementsprechend gibt es 
eine EU-Richtlinie über die Anerkennung ärztlicher 
Diplome. Wer ein Kinderspielzeug kauft, erwartet, 
dass es auf Sicherheit geprüft ist, egal ob es in Bel-
gien oder in Deutschland hergestellt wurde. Auch 
hier wurden gemeinsame Sicherheitsstandards 
erarbeitet und verabschiedet. Wenn die EU oft mit 
Bürokratie gleichgesetzt wird, hat das nicht zuletzt 
mit solchen notwendigen Anpassungsvorschriften 
zu tun, die erst die Voraussetzung für einen funktio-
nierenden Binnenmarkt schaffen.

Die Harmonisierung und Standardanpassung 
ermöglicht auch eine andere Regelung: Eine Ware, 
die in einem Mitgliedsland legal auf den Markt 
gebracht worden ist, darf auch in allen anderen EU-
Ländern frei verkauft werden. Kein Land kann also 
Sonderprüfungen oder abweichende Regelungen 
verlangen.

Zum Binnenmarkt gehört weiterhin die Chancen-
gleichheit für Unternehmen aus dem EU-Ausland mit 
inländischen Firmen. Öffentliche Aufträge müssen 
ausgeschrieben werden, um zu verhindern, dass sie 
unter der Hand verschoben werden. Aber Firmen 
aus dem EU-Ausland dürfen bei Ausschreibungen 
und bei der Auswahl des Unternehmens für den 
Auftrag nicht benachteiligt werden. Wenn die Auf-
träge eine bestimmte Höhe überschreiten, müssen 
sie sogar europaweit ausgeschrieben werden. Der 
Schwellenwert ist unterschiedlich. Bei Bauaufträ-
gen liegt er bei 5,35 Millionen Euro Auftragswert, bei 
Dienstleistungen für klassische öffentliche Einrich-
tungen bei 214.000 Euro.

Ein weiterer, noch nicht vollendeter Aspekt des 
Binnenmarkts ist die Abschaffung von Monopolen, 
wie sie früher im öffentlichen Bereich üblich waren 
(Post, Bahn, Nahverkehr oder Telekommunikation). 
Auch hier sollen andere inländische und europä
ische Unternehmen die Möglichkeit haben, ein güns-
tiges Angebot zu unterbreiten und den Auftrag zu 
erhalten. Für die Bürgerinnen und Bürger bedeutet 
der Binnenmarkt ein Maximum an Chancengleich-
heit und Auswahlmöglichkeit, allerdings müssen 
Unternehmen und Produkte sich auch einer europa-
weiten Konkurrenz stellen.

Die großen wirtschaftlichen und Einkommensun-
terschiede, die in der Europäischen Union existie-
ren, können auch zu sozialen Spannungen führen, 
wenn Arbeitskräfte eines Landes ihre Leistung in 
einem anderen Land gegen eine geringere Entloh-
nung anbieten. Die meisten Länder der EU schützen 
sich dagegen mit Mindestlöhnen, die es bezogen auf 
bestimmte Branchen auch in Deutschland gibt. (…)

© Bundeszentrale für politische Bildung/bpb (Hrsg.); Erstveröffentlichung unter
www.bpb.de/internationales/europa/europaeische-union/42858/grafik-binnenmarkt
https://creativecommons.org/licenses/by/3.0/deed.de
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Vorlage für die Erstellung der Leitfragen (Themengruppe)

Vorlage für die Erstellung des Dokumentationsbogens

D3

D4

Liebe Schülerinnen und Schüler,

eure Arbeitsgruppe hat die Aufgabe, einen Leitfaden für das Gespräch mit den Expertinnen bzw. Experten zum euro-
päischen Binnenmarkt zu erstellen. 
Ein Leitfaden ist dafür da, die Fragen aufzulisten, die wir an die Expertinnen bzw. Experten stellen wollen.

Bitte achtet darauf, dass folgende Themenfelder im Leitfaden berücksichtigt werden:
w	 Aufgabe der Firma oder Organisation
w	 Arbeitsbereich des Befragten
w	 Bezug zum bzw. Betroffenheit vom europäischen Binnenmarkt
w	 Bezug zu den vier Freiheiten
w	 Vorteile und Nachteile des Binnenmarktes
w	 Wünsche zur Weiterentwicklung des Binnenmarktes
w	 Beurteilung der EU allgemein

Bitte beachtet bei der Formulierung eurer Fragen folgende Punkte:
w	 offene Fragen, keine Antwortvorschläge
w	 eindeutig formulieren, um passende Antworten zu erhalten
w	 sachliche Fragen, nicht provozieren

Überlegt euch bitte auch, worauf ihr mit euren Fragen abzielt. Es lassen sich Fragen stellen:
w	 zum Wissen der Befragten
	 Mögliche Formulierungen: Bitte erklären Sie … . Bitte stellen Sie dar … .
w	 zu den persönlichen Meinungen und Einstellungen 
	 Mögliche Formulierungen: Welches ist Ihre Meinung zu …? Wie schätzen Sie das ein …?
w	 zum Verhalten 
	 Mögliche Formulierungen: Wie reagieren Sie …?  Was würden Sie tun …?

Liebe Schülerinnen und Schüler,

eure Arbeitsgruppe hat die Aufgabe, einen Dokumentationsbogen für das Gespräch mit den Expertinnen bzw. Exper-
ten zum europäischen Binnenmarkt zu erstellen. 
Ein Dokumentationsbogen ist dafür da, die Inhalte und Eindrücke des Gesprächs zu protokollieren.

Bitte achtet darauf, dass der Dokumentationsbogen folgende Aspekte umfasst:
w	 Gesprächsatmosphäre
w	 Angaben zum Experten bzw. zur Expertin (Sprache, Sachkompetenz/Wissen, Ausstrahlung/Wirkung auf Zuhö-

rende, Parteilichkeit oder Neutralität, Redeanteil während des Gesprächs)
w	 Angaben zu den Moderierenden (Sprache, Gesprächsführung, Flexibilität, Ausstrahlung und Wirkung auf die 

Zuhörenden)
w	 Angaben zu den Fragestellerinnen und Fragestellern: Sprache, Fragetechnik, Sachkompetenz

Bitte überlegt euch, wie ihr den Bogen so gestalten könnt, dass die Beobachterinnen und Beobachter ihre Notizen 
auf dem Bogen festhalten können. 
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Schaue dir alle Bilder genau an und beschreibe, was du darauf siehst und welche Personen du 
erkennst. Trage anschließend mit deinen Mitschülern/-innen alle Informationen zu den  
EU-Institutionen zusammen.

E1

Materialien E1 – E3

Kommissare/-innen, Minister/-
innen und Abgeordnete - Wer hat 
was zu entscheiden in der EU?

Institutionen der EU im Überblick 
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Die Organe der EU im Detail E2

Institutionen-Steckbrief

Name der untersuchten Institution:

 

Zusammensetzung und Mitglieder:

 

Vorsitz:

 

Sitz/Standort(e):

 

Arbeitsweise:

 

 

 

Aufgaben/Funktionen:

 

 

 

 

 

Beschlussfassung/Mehrheitsfindung:

 

 

 

Verwendete Quellen:

 

 

w	 Bildet Arbeitsgruppen, die sich jeweils mit einer 
Institution beschäftigen.

w	 Führt eine Internetrecherche zu dieser Institution 
durch und füllt die Kategorien im Steckbrief aus. 

Beginnt eure Recherche unter  
https://europa.eu/european-union/about-eu_de

w	 Übertragt den Steckbrief auf ein Plakat und präsen-
tiert die Arbeitsergebnisse in der Klasse.

E2 Arbeitsanregungen
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Zusammenwirken der EU-Organe E3

Ordne den Pfeilen den jeweils richtigen Beschreibungen zu. 
Notiere dazu die jeweilige Nummer im entsprechenden Kreis. 
Vergleiche deine Lösung anschließend mit deinen Mitschülern/-innen.

Ordne den Pfeilen die richtigen Begriff e aus dieser Sammlung zu:

Europäischer Rat

Rat der Europäischen Union

EU-Bürger/innen

Europäische 
Kommission

Europäisches 
Parlament

Wie wirken die europäischen Akteure zusammen?

1 = wählen
2 = gibt Leitlinien vor

3 = beraten und beschließen Gesetze
4 = kontrolliert

5 = schlägt Gesetze vor

© 8421medien.de
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Ablaufplan Spielphase

F1

Materialien F1 – F7 (F5.1, F5.2 und F8 nur online)

Regeln für Europas 
Bürgerinnen und Bürger – 
Wie entstehen in der EU Gesetze?

Ablaufplan Spielphase 

1.	 Arbeit in Fraktionen und Ländergruppen
Die Gruppen (Fraktionen im Parlament, Länder im Rat) 
bearbeiten ihre Materialien und formulieren in Stich-
worten ihre Position zum Entwurf der Kommission und 
begründen sie (mind. 2 Argumente!). Die Vorgaben auf 
den Rollenkarten müssen beachtet werden.

2.	 Verhandlungen zwischen den Fraktionen
und zwischen den Ländern
Zwischen den Fraktionen im Parlament und den 
Ministern/-innen im Rat finden auf der Grundlage der 
schriftlich formulierten Positionen Verhandlungen statt. 
Es werden Bündnispartner und mögliche Kompromisse 
gesucht.

3.	 Nochmalige Arbeit in Fraktionen und 
Ländergruppen
Nach den Verhandlungen tagen die Gruppen (Fraktio-
nen und Länder) nochmals intern, überarbeiten ggf. ihre 
Positionen und legen ihre Strategie für die Plenartagung 
des Parlaments und die Sitzung des Rates fest. Jede 
Gruppe formuliert schriftlich ihr Eingangsstatement und 
bestimmt ihren Sprecher/ihre Sprecherin.

4.	 Plenartagung des Parlaments
Die 1. Lesung des Parlaments beginnt mit der Wahl der 
Präsidentin oder des Präsidenten. Die Person eröffnet 
anschließend die Sitzung und stellt den Gesetzentwurf 
(inkl. Begründung) der Kommission vor. Entsprechend 
der vom Präsidium angefertigten Redner/-innen-Liste 
tragen die Fraktionssprecher/-innen ihre Statements 
vor. Dann beginnt die Debatte nach den Vorgaben durch 
die Geschäftsordnung. Zum Abschluss findet die Abstim-
mung über den (geänderten) Gesetzentwurf statt.

5.	 Übermittlung des Standpunktes des 
Parlaments an den Rat
Nach der Abstimmung wird der schriftlich fixierte 
Standpunkt des Parlaments von der Präsidentin oder 
vom Präsidenten an den Ratsvorsitz übergeben. Die 
Ländergruppen erhalten kurz Zeit, den Standpunkt des 
Parlaments in ihre Überlegungen einzubeziehen. Wäh-
renddessen formulieren die Fraktionen des Parlaments 
jeweils eine Pressemitteilung, in der sie ihre Position und 
ihr Abstimmungsverhalten im Parlament der Öffentlich-
keit erklären.

6.	 Sitzung des Ministerrates
Der Rat beginnt seine 1. Lesung mit der Wahl des/der 
Vorsitzenden, der/die anschließend die Sitzung eröffnet 
und den Gesetzentwurf und den Standpunkt des Parla-
ments vorstellt. Entsprechend der vom Vorsitz angefer-
tigten Redner/-innen-Liste tragen die Sprecher/-innen 
der Länder ihre Statements vor. Dann beginnt die 
Debatte nach den Vorgaben durch die Geschäftsordnung. 
Zum Abschluss findet die Abstimmung über den (geän-
derten) Gesetzentwurf statt. Nach der Abstimmung wird 
der „gemeinsame Standpunkt“ dem Parlament übermit-
telt.

7.	 Fortsetzung oder Beendigung durch eure
Lehrkraft

Beobachtungsaufgaben:
Wenn das Parlament tagt, sind die Ländergruppen 
Beobachter/-innen.
Wenn sich der Rat trifft, beobachten die Fraktionen.
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Szenario für das Entscheidungsspiel F2

Plastik: Der gefährliche Müll

Nachrichtenmeldungen zum Thema Plastik

Plastikmüll zerstört den Lebensraum vieler Arten und 
ist aufgrund seiner giftigen Inhaltsstoff e für die Gesund-
heit von Mensch und Tier gefährlich. Jährlich gelangen 

ungefähr acht Millionen Tonnen Plastik in die Ozeane. 
Das entspricht etwa einer Müllwagenladung pro Minute.

So viel Verpackungsmüll wie nie

226,5 Kilogramm Verpackungsmüll verursacht jeder 

Mensch pro Jahr in Deutschland rechnerisch. Der 

Verbrauch ist in den letzten Jahren weiter angestie-

gen. Ein Grund dafür ist der Onlinehandel.

www.zeit.de/wissen/umwelt/2019-11/umweltbundesamt-verpackungs-

muell-rekordhoch-recycling

Weltbank rechnet für das Jahr 

2050 mit 3,4 Milliarden Tonnen 

Müll
Im Jahr 2050 wird laut Prognosen der Weltbank um 

70 Prozent mehr Müll entstehen als derzeit – insge-

samt rund 3,4 Milliarden Tonnen. Das größte Problem 

ist Plastik.

www.zeit.de/wissen/umwelt/2018-09/umweltverschmutzung-weltbank-

muell-zunahme-milliarden-tonnen-plastik

Vereinte Nationen wollen Plastik-

müllexporte reglementieren

Bislang konnten Staaten wie die USA oder Deutschland 

problemlos ihren Plastikmüll in Entwicklungsländern ent-

sorgen. Ein UN-Abkommen soll nun für mehr Kontrolle 

sorgen.

www.zeit.de/wissen/umwelt/2019-05/plastikmuell-plastikabfaelle-www.

zeit.de/wissen/umwelt/2019-05/plastikmuell-plastikabfaelle-umweltver-

schmutzung-un-abkommen-basel

Aufgeschreckt von zahlreichen Meldungen in den 
Medien, Forderungen von Umweltverbänden und inter-
nationalen Institutionen hat die Europäische Kommis-
sion ein Gesetzgebungsverfahren initiiert. Nach der 
Anhörung verschiedener Verbände (NGOs) und, wie es 
das Gesetzgebungsverfahren vorsieht, des Ausschusses 

der Regionen und des Ausschusses für Wirtschaft und 
Soziales legt die Europäische Kommission dem Europäi-
schen Parlament und dem Ministerrat den Entwurf einer 
Richtlinie vor (F3).

www.zeit.de/wissen/umwelt/2018-09/umweltverschmutzung-weltbank-muell-zunahme-milliarden-tonnen-plastik
www.zeit.de/wissen/umwelt/2019-05/plastikmuell-plastikabfaelle-www.zeit.de/wissen/umwelt/2019-05/plastikmuell-plastikabfaelle-umweltverschmutzung-un-abkommen-basel
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F3 Richtlinienentwurf der Europäischen Kommission 

Vorschlag für eine Richtlinie der Europäischen Kommission

Artikel 1: Ziele
Ziel dieser Richtlinie ist es, die Auswirkungen bestimm-
ter Kunststoffprodukte auf die Umwelt, insbesondere die 
Meeresumwelt, und die menschliche Gesundheit zu ver-
meiden und zu vermindern und den Übergang zu einer 
Kreislaufwirtschaft mit innovativen und nachhaltigen 
Geschäftsmodellen, Artikeln und Werkstoffen zu för-
dern, um auf diese Weise auch zum reibungslosen Funk-
tionieren des Binnenmarkts beizutragen.

Artikel 2: Begriffsbestimmungen
Für die Zwecke dieser Richtlinie gelten die folgenden 
Begriffsbestimmungen:
1. „Kunststoff“: ein Werkstoff bestehend aus einem Poly-
mer im Sinne des Artikels 3 Nummer 5 der Verordnung 
(EG) Nr. 1907/2006, dem möglicherweise Zusatzstoffe 
oder andere Stoffe zugesetzt wurden und der als Haupt-
strukturbestandteil von Endprodukten fungieren kann.
2. „Einwegkunststoffartikel“: ein ganz oder teilweise aus 
Kunststoff bestehender Artikel, der nicht konzipiert, ent-
wickelt und in Verkehr gebracht wird, um während seiner 
Lebensdauer mehrere Produktkreisläufe zu durchlaufen, 
indem er zur Wiederbefüllung oder Wiederverwendung 
zum ursprünglichen Verwendungszweck an einen Her-
steller zurückgegeben wird.

Artikel 3: Beschränkung des Inverkehr-
bringens
Die Mitgliedstaaten verbieten das Inverkehrbringen der 
in Teil A des Anhangs aufgeführten Einwegkunststoff
artikel. 

Artikel 4: Sensibilisierungsmaßnahmen
Die Mitgliedstaaten treffen Maßnahmen, um Verbraucher 
zu informieren und Anreize zu verantwortungsvollem 
Verbraucherverhalten zu schaffen, damit weniger der 
von der vorliegenden Richtlinie erfassten Artikel achtlos 
weggeworfen werden.

Artikel 5: Sanktionen
Die Mitgliedstaaten erlassen Vorschriften über Sanktio-
nen, die bei Verstößen gegen die gemäß dieser Richtlinie 
erlassenen nationalen Vorschriften zu verhängen sind, 
und treffen alle Maßnahmen, die erforderlich sind, um 
die Anwendung der Sanktionen zu gewährleisten. Die 
Mitgliedstaaten teilen der Kommission diese Vorschrif-
ten und Maßnahmen bis zum 3. Juli 2021 mit und melden 
ihr etwaige spätere Änderungen daran.

Artikel 6: Umsetzung
Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften in Kraft, die erforderlich sind, um dieser 
Richtlinie bis 3. Juli 2021 nachzukommen. Sie setzen die 
Kommission unverzüglich davon in Kenntnis.

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION
mögen folgende Richtlinie beschließen:

Anhang Teil A
Einwegkunststoffartikel im Sinne des Artikels 3:

1.	 Besteck (Gabeln, Messer, Löffel, Essstäbchen),
2.	 Teller,
3.	 Trinkhalme,
4.	 Rührstäbchen,
5.	 Luftballonstäbe, die zur Stabilisierung an den Ballons (ausgenommen Ballons für industrielle oder 

sonstige gewerbliche Verwendungszwecke und Anwendungen, die nicht an Verbraucher abgege-
ben werden) befestigt werden, einschließlich der Halterungsmechanismen,

6.	 Getränkebehälter aus expandiertem Polystyrol einschließlich ihrer Verschlüsse und Deckel.

Quelle: hhttps://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex:32019L0904 (bearbeitet und verändert)



Politik & Unterricht  • 3/4-2020

F – Regeln für Europas Bürgerinnen und Bürger – Wie entstehen in der EU Gesetze? 53

Geschäftsordnungen (GO) F4

Geschäftsordnung des Europäischen Parlaments

Geschäftsordnung des Ministerrats  

1.	 Wahl des Präsidenten / der Präsidentin
Der Präsident/die Präsidentin wird mit absoluter Mehr-
heit vom Plenum gewählt. Jede Fraktion darf eine Kan-
didatin bzw. einen Kandidaten vorschlagen.

2.	 Aufgaben des Präsidenten / der Präsidentin
Der Präsident/die Präsidentin sorgt für den ordnungs-
gemäßen Ablauf der Sitzung. Er/sie eröffnet, unter-
bricht, lässt abstimmen und schließt die Sitzung. Er/sie 
verhält sich in den Aussprachen neutral und ist nicht 
stimmberechtigt. Vor Beginn der Aussprache legt er/sie 
die Reihenfolge der Redner/-innen fest. Der Präsident/
die Präsidentin teilt dem Ministerrat das Abstimmungs-
ergebnis mit.

3.	 Rechte und Pflichten der Abgeordneten
Jede/-er Sprecher/-in der Fraktion hält ein Eingangs-
statement. Danach hat der/die Sprecher/-in oder in 
Vertretung ein/-e andere Abgeordnete/-r das Recht, 
zweimal das Wort zu ergreifen.

4.	 Änderungsanträge
Jede Fraktion kann einen Änderungsantrag (schriftlich) 
zum Vorschlag der Kommission einbringen, über den 
sofort nach den Stellungnahmen der anderen Fraktio-
nen mit einfacher Mehrheit abgestimmt wird.

5.	 Schlussabstimmung
Die Schlussabstimmung erfolgt mit einfacher Mehrheit.

1. Wahl der/des Vorsitzenden
Der/die Vorsitzende wird mit absoluter Mehrheit vom 
Plenum gewählt. Jedes Mitgliedsland darf einen Kandi-
daten bzw. eine Kandidatin vorschlagen.

2. Aufgaben des/der Vorsitzenden
Der/die Vorsitzende sorgt für den ordnungsgemäßen 
Ablauf der Sitzung. Er/sie eröffnet, unterbricht, lässt 
abstimmen und schließt die Sitzung. Er/sie verhält sich 
in den Aussprachen neutral und ist nicht stimmberech-
tigt. Vor Beginn der Aussprache legt er/sie die Reihen-
folge der Redner/-innen fest. Der/die Vorsitzende teilt 
dem Europäischen Parlament das Abstimmungsergeb-
nis in einem „Gemeinsamen Standpunkt“ (schriftlich) 
mit.

3. Rechte und Pflichten der Mitglieder
Jede/-r Sprecher/-in eines Landes hält ein Eingangs-
statement. Danach hat der/die Sprecher/-in oder in 
Vertretung ein anderes Mitglied der Ländergruppe das 
Recht, zweimal das Wort zu ergreifen.

4. Änderungsanträge
Zu Vorschlägen des Europäischen Parlaments bzw. zum 
Vorschlag der Kommission kann jedes Mitglied einen 
Änderungsantrag (schriftlich) einbringen, über den 
sofort nach den Stellungnahmen der anderen Fraktio-
nen mit einfacher Mehrheit abgestimmt wird.

5. Schlussabstimmung
Die Schlussabstimmung erfolgt mit absoluter Mehrheit.

Quelle: Bundeszentrale für politische Bildung (Hrsg.) (2007): Themen und Materialien. Die Europäische Union 1, Bonn, S. 191.
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ArbeitsaufgabenF6

1.	Formuliert schriftlich eure Position und entsprechende 
Anträge zum Entwurf der Kommission, begründet sie 
mit zwei Argumenten. Verwendet dabei die Informati-
onen auf den Rollenkarten. Legt eure Ziele für die Ver-
handlungen mit möglichen Bündnispartnern fest.

2.	Findet heraus, welche Fraktionen oder welche Länder 
eure Position unterstützen könnten. Überlegt euch, bei 
welchen Aspekten ihr zu Kompromissen bereit seid 
und welche Positionen für euch nicht verhandelbar 
sind.

3.	Formuliert ein Eingangsstatement, das euer Spre-
cher oder eure Sprecherin zum Beginn der Sitzungen 
vorträgt. Überlegt Argumente zur Verteidigung eurer 
Position in der Debatte.

Formuliert nach der 1. Lesung des Parlaments eine 
kurze Pressemitteilung, in der ihr eure Position und euer 

Abstimmungsverhalten im Parlament der Öffentlichkeit 
mitteilt.

1.	Die Arbeitsgruppen, die die Länder im Ministerrat 
übernommen haben, beobachten während der Bera-
tungen (Lesungen) im Europäischen Parlament den 
Verlauf der Debatte(n) und die Abstimmung.

	 Die Positionen und die Argumente der Fraktionen 
sowie Auffälligkeiten (z. B. besonders überzeugende 
Statements) während der Debatten werden in Stich-
punkten schriftlich festgehalten. 

2.	Die Arbeitsgruppen, die die Fraktionen im Europäi-
schen Parlament übernommen haben, beobachten 
während der Sitzungen des Ministerrates (Länderde-
legationen) den Verlauf der Debatte(n) und die Abstim-
mung.

	 Die Positionen und die Argumente der Länder sowie 
Auffälligkeiten (z. B. besonders überzeugende State-
ments) während der Debatten werden in Stichpunkten 
schriftlich festgehalten.

Aufgaben in den Gruppenphasen

Zusatzaufgabe für die Fraktionen im Europäischen Parlament

Zusatzaufgabe für alle Gruppen für die Beobachtung

F5

Hinweis: Die Rollenprofile F5.1 und F5.2 sowie die Ereigniskarten F8 sind online verfügbar unter 
www.politikundunterricht.de

Online-Aufgabe F5
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F7Das Gesetzgebungsverfahren in der EU 
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Materialien G1 – G4 

Europawahlen und Europäische 
Bürgerinitiative – 
Welche Möglichkeiten zur politischen Partizipation 
haben die Bürgerinnen und Bürger in der EU?

G1 Schaubilder zur Partizipation auf EU-Ebene

Bis 1999: Keine kalibrierten 
Ergebnisse, daher gering
fügige Abweichungen zum 
amtlichen Endergebnis. 
Anzahl der Wähler/-innen 
nur ohne Wahlschein. Die 
Wahlbeteiligung fällt daher 
geringer gegenüber dem 
amtlichen Endergebnis aus.
  
Quelle: www.bpb.de/nachschla-
gen/zahlen-und-fakten/
europawahl/301219/wahlbeteili-
gung-und-briefwahl
https://creativecommons.org/
licenses/by/3.0/deed.de

Ergebnis zur Wahl des Europäischen Parlaments 2019

Wahlbeteiligung nach Altersgruppen

Grafik: bpb • 
Quelle: Der Bundeswahlleiter

Grafik: picture-alliance/ dpa-infografik

www.bpb.de/nachschlagen/zahlen-und-fakten/europawahl/301219/wahlbeteiligung-und-briefwahlhttps://creativecommons.org/licenses/by/3.0/deed.de
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Meinung zu Beteiligungsmöglichkeiten

Vertrauen in die EU bei Jugendlichen  

Quelle: Bürgerbeteiligung / Infratest dimap im Auftrag der Herbert-Quandt-Stiftung
www.infratest-dimap.de/uploads/media/Was_Buerger_koennen-Analyse.pdf

Quelle: 18. Shell Jugendstudie 2019; S. 74; © Verlagsgruppe BELTZ
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G2 Wahlen zum Europäischen Parlament

Was wählen wir genau?
Vom 23. bis 26. Mai wird das Europäische Parlament 
gewählt. Sein offizieller Sitz ist in Straßburg, weitere 
Arbeitsorte sind Brüssel und Luxemburg. Es ist das 
einzige Organ der EU, das die Bürger direkt wählen 
können. Das EU-Parlament beschließt Gesetze und ist 
sehr einflussreich, weil es über den milliardenschweren 
EU-Haushalt mitentscheidet. Außerdem kontrolliert es 
die Europäische Kommission, die – vereinfacht gesagt – 
eine Art europäische Regierung ist. (…).

Das EU-Parlament wählt, nach einem Vorschlag der 28 
europäischen Staats- und Regierungschefs, den neuen 
Kommissionspräsidenten und beruft die Kommission. 
(…)

Wer darf wählen?
Jeder, der die Staatsbürgerschaft eines EU-Landes 
besitzt und das Wahlalter erreicht hat. Dieses unter-
scheidet sich von Land zu Land, in Österreich beispiels-
weise dürfen schon 16-Jährige wählen, in Deutschland 
muss man mindestens 18 Jahre alt sein. (…)

Auch Bürgerinnen aus anderen EU-Staaten können in 
Deutschland abstimmen. Sie müssen sich dafür ins 
Wählerverzeichnis ihres Wohnorts in Deutschland ein-
tragen lassen. Jeder EU-Bürger darf nur eine Stimme 
abgeben. (…)

Wie wählen wir?
Bürgerinnen und Bürger haben genau eine Stimme. Die 
können sie einer nationalen Partei geben und so dafür 
stimmen, deren Vertreter ins EU-Parlament zu schi-
cken. Einen einzelnen Kandidaten einer Partei kann man 
nicht unterstützen. Und auch wenn es eine Europawahl 
ist: Für Kandidaten oder Parteien eines anderen Landes 
kann man ebenfalls nicht stimmen. (…)

Die meisten Parteien haben bundesweite Wahllisten 
aufgestellt, es gibt aber auch Landeswahllisten, wie 
der obige Stimmzettel zeigt. Je weiter vorn ein Kan-
didat oder eine Kandidatin steht, desto größer sind 
seine Chancen, ins EU-Parlament einzuziehen. Antre-
ten können nur Parteien oder politische Vereinigungen, 
keine einzelnen Personen. Im Unterschied zur Bundes-
tagswahl gibt es bislang noch keine Sperrklausel. Damit 
werben vor allem kleine Parteien, die auf den Einzug ins 
Parlament hoffen. In fünf EU-Ländern (darunter Belgien 
und Luxemburg) gilt eine Wahlpflicht.

Deutschland entsendet 96 Europaabgeordnete in das 
EU-Parlament. Insgesamt sind 751 Sitze zu vergeben. 
Nach dem Austritt Großbritanniens aus der EU soll sich 
das Parlament auf 705 Plätze verkleinern. (…)

ZEIT Online vom 23. Mai 2019
Was Sie zur EU-Wahl wissen sollten“ von Julia Klaus
418 Millionen Wahlberechtigte, 28 Staaten: In der EU wird bis Sonntag gewählt (…).

Quelle: © ZEIT Online (www.zeit.de) vom: 23.05.2019
www.zeit.de/politik/ausland/2019-03/europawahl-europaeisches-parlament-eu-ueberblick-spitzenkandidaten-termine

w	 Bildet Arbeitsgruppen. Jede Gruppe analysiert eine 
Grafik und beantwortet folgende Fragen:

	 Welches Thema behandelt die Statistik? 
	 Von wem stammt die Statistik? 
	 Welche Daten werden verwendet? 

	 Welche Aussagen können der Statistik entnommen 
werden?

w	 Präsentiert eure Antworten vor der Klasse.

G1 Arbeitsanregungen
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G3Die Europäische Bürgerinitiative
Eine Europäische Bürgerinitiative ist eine Aufforde-
rung der Bürger an die Europäische Kommission, einen 
Rechtsakt in Bereichen vorzuschlagen, in denen die EU 
zuständig ist. Eine Bürgerinitiative muss von mindestens 
einer Million EU-Bürgerinnen und -Bürgern aus mindes-
tens 7 der 28 Mitgliedstaaten unterstützt werden. In 
jedem dieser 7 Mitgliedstaaten ist eine Mindestanzahl 
von Unterstützern erforderlich.

Die Regeln und Verfahren der Europäischen Bürgerini-
tiative stehen in einer EU-Verordnung, die im Februar 
2011 vom Europäischen Parlament und vom Rat der 
Europäischen Union verabschiedet wurde.

Um eine Bürgerinitiative zu starten, muss ein „Bürger
ausschuss“ gebildet werden. Dieser muss aus mindes-
tens sieben EU-Bürgerinnen und -Bürgern bestehen, die 
in mindestens sieben verschiedenen Mitgliedstaaten 
ansässig sind.

Die Mitglieder eines Bürgerausschusses müssen EU-
Bürger sein, die das Wahlrecht bei Europäischen Par-
lamentswahlen besitzen (Mindestalter 18, außer in 
Österreich, wo das Mindestalter bei 16 Jahren liegt).

Bürgerinitiativen können nicht von Organisationen gelei-
tet werden. Organisationen können Initiativen jedoch 
fördern oder unterstützen, sofern dies vollkommen 
transparent erfolgt.

Der Bürgerausschuss muss seine Initiative auf diesem 
Internetportal (Amtliches Register der Europäischen 
Kommission) registrieren, bevor er mit der Sammlung 
von Unterstützungsbekundungen von Bürgerinnen und 
Bürgern beginnt. Sobald die Registrierung bestätigt 
wurde, haben die Organisatoren ein Jahr Zeit für die 
Sammlung von Unterschriften.

Quelle: www.infopoint-europa.de/europa-im-ueberblick/europaeische-buergerinitiative (Zugriff am 20.11.2020)

Quelle: www.mehr-demokratie.de/themen/europa-und-international/eu-buergerinitiative (Zugriff am 20.11.2020) 

Ablauf einer EU-Bürgerinitiative

7 Bürger aus 7 Mit-
gliedstaaten legen 
einen Vorschlag vor. 
Ziel: Die EU-Kommis-
sion soll ein Gesetz
gebungsverfahren 
einleiten.

Schritt 1

Anhörung im EU-Parla-
ment. Diskussion mit 
der EU-Kommission. 
Initiative hat Rede-
recht.

Schritt 3

1 Million Unterschriften 
aus mindestens 1/4 der 
Mitgliedstaaten (feste 
Quote pro Land)
sammeln. Online und 
auf Papier. Frist: 1 Jahr

Schritt 2

EU-Kommission 
entscheidet, ob Vor-
schlag übernommen 
und Gesetzgebungsver-
fahren eingeleitet wird. 
Öffentliche Begründung 
der Entscheidung.

Schritt 4

G2–G3

w	 Bildet Vierergruppen. Immer ein Paar befasst sich 
mit einem der Texte.

w	 Lest die Texte und fasst die wesentlichen Inhalte mit 
eigenen Worten zusammen.

w	 Stellt dem anderen 2er-Team anschließend eure 
Zusammenfassung vor.

Arbeitsanregungen
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G4 Concept Maps

Erstelle paarweise ein Concept Map zur Europawahl bzw. zur Europäischen Bürgerinitiative. 
Nutze dabei die Informationen aus dem Text bzw. aus der Internetrecherche. 
Nutze die Vorlage, um die Ergebnisse schriftlich festzuhalten.

Für das Erstellen von Concept Maps braucht es lediglich drei Regeln:

a)	 KNOTEN sollten aus einzelnen BEGRIFFEN (Substantive, Adjektive) bestehen 
	 (es sind auch Kombinationen erlaubt).

b)	 BEGRIFFE bzw. KNOTEN werden durch PFEILE verbunden, um Zusammenhänge zwischen den Begriffen 
zu verdeutlichen. Dabei wird jeweils in Pfeilrichtung „gelesen“.

c)	 PFEILE werden mit Verben bzw. Präpositionen beschriftet.

Wie ihr eine Concept Map erstellt

BEISPIEL

Kommissare Kommission Gesetze
bilden schlägt vor
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Analysiere die Karikaturen und beantworte folgende Fragen stichpunktartig.
Was zeigen die Karikaturen? Welches Thema bzw. Problem wird dargestellt? 
Was weißt du über das Thema bzw. Problem?

H1

Materialien H1 – H7

Europa in der Corona-Krise –
Wie können europäische Lösungen zur Bewältigung 
der Epidemie aussehen?

Karikaturen Coronabonds

© Heiko Sakurai (https://sakurai-cartoons.de)



Politik & Unterricht  • 3/4-2020

H – Europa in der Corona-Krise62

© Klaus Stuttmann

© Harm Bengen (www.harmbengen.de)
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Vertragsgrundlagen

Eurobonds – was heißt das?

H2

H3

Art. 125
(1) Die Union haftet nicht für die Verbindlichkei-
ten der Zentralregierungen, der regionalen oder 
lokalen Gebietskörperschaften oder anderen 

öffentlich-rechtlichen Körperschaften, sonstiger Ein-
richtungen des öffentlichen Rechts oder öffentlicher 
Unternehmen von Mitgliedstaaten und tritt nicht für 
derartige Verbindlichkeiten ein; dies gilt unbescha-
det der gegenseitigen finanziellen Garantien für die 
gemeinsame Durchführung eines bestimmten Vorha-
bens. Ein Mitgliedstaat haftet nicht für die Verbind-

lichkeiten der Zentralregierungen, der regionalen 
oder lokalen Gebietskörperschaften oder anderen 
öffentlich-rechtlichen Körperschaften, sonstiger 
Einrichtungen des öffentlichen Rechts oder öffentli-
cher Unternehmen eines anderen Mitgliedstaats und 
tritt nicht für derartige Verbindlichkeiten ein; dies gilt 
unbeschadet der gegenseitigen finanziellen Garantien 
für die gemeinsame Durchführung eines bestimmten 
Vorhabens.

Art. 122
(1) Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission 
unbeschadet der sonstigen in den Verträgen 
vorgesehenen Verfahren im Geiste der Solidari-

tät zwischen den Mitgliedstaaten über die der Wirt-
schaftslage angemessenen Maßnahmen beschließen, 
insbesondere falls gravierende Schwierigkeiten in der 
Versorgung mit bestimmten Waren, vor allem im Ener-
giebereich, auftreten. 

(2) Ist ein Mitgliedstaat aufgrund von Naturkatas-
trophen oder außergewöhnlichen Ereignissen, die 
sich seiner Kontrolle entziehen, von Schwierigkeiten 
betroffen oder von gravierenden Schwierigkeiten 
ernstlich bedroht, so kann der Rat auf Vorschlag der 
Kommission beschließen, dem betreffenden Mitglied-
staat unter bestimmten Bedingungen einen finanzi-
ellen Beistand der Union zu gewähren. Der Präsident 
des Rates unterrichtet das Europäische Parlament 
über den Beschluss.

AEUV, Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union (konsolidierte Fassung)

AEUV, Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union (konsolidierte Fassung)

(…)
Corona-Krise: Was sind Euro-Bonds?
Bonds sind Wertpapiere mit einem festen Zins-
satz. Die europäischen Staaten könnten zusammen 
solche Anleihen an den Markt bringen: Corona-
Bonds. Die Regierungen würden auf diesem Weg 
gemeinsam Geld an Finanzmärkten aufnehmen, 
sich also verschulden – und dann gemeinschaftlich 
für Zinsen und Rückzahlung haften. (…)

Corona-Bonds gegen die Krise: Ist die Idee 
neu?
Schon in der Euro-Schuldenkrise, die von 2010 
an vor allem Griechenland hart traf, hatte die Idee 
gemeinsamer Staatsanleihen Anhänger. Damals 

war von Eurobonds die Rede. Eingeführt wurden 
diese jedoch nicht, weil es schon damals große 
Widerstände gab: Wirtschaftlich starke Länder 
fürchteten, über Jahre für die Schulden bereits 
hoch verschuldeter Staaten wie Italien mithaften 
zu müssen.

EU in der Corona-Krise: Was sollen solche 
gemeinsamen Anleihen eigentlich bringen?
Die Corona-Bonds sollen den betroffenen Staaten 
wirtschaftlich helfen. Hoch verschuldete Staaten 
könnten auf diesem Weg zu erheblich günstigeren 
Konditionen frisches Geld von Investoren erhalten. 
Denn die Bonität der Gemeinschaftsanleihen wäre 
deutlich besser, wenn zum Beispiel wirtschaft-

„Was sind Corona-Bonds? Italien und Frankreich machen Druck auf Merkel-Regierung“ 
von Naima Wolfsperger
Der Merkur vom 28. April 2020 (zuletzt aktualisiert am 10.07.2020)
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H4 Eurobonds – Pro-Argumente

lich starke Länder wie Deutschland mithaften. Weil 
solche Papiere somit als sicherer gelten, müssten 
die Staaten für Corona-Bonds nicht so hohe Zinsen 
bieten wie sie das zum Teil derzeit für ihre eigenen 
nationalen Anleihen tun müssen. Die Schuldenlast 
würde sinken. Berenberg-Chefvolkswirt Holger 
Schmieding meint zudem, Corona-Bonds wären ein 
„Signal der Solidarität“ – gerade an Länder, die sich 
nach der Euro-Schuldenkrise mühsam zurückge-
kämpft haben.

Eurobonds gegen Corona-Krise: Was sagen 
Befürworter?
Befürworter der Eurobonds sehen darin mehrere 
Vorteile. „Die Lösung liegt in Krisen-Gemeinschafts-
anleihen, die nur in dieser Situation legitimiert sind. 
Hier sollte man sich in Berlin nicht sperren, wenn 
man die Eurozone nicht durch diese Krise in eine 
existenzielle Gefährdung bringen will“, sagt der 
Direktor des arbeitgebernahen Instituts der deut-
schen Wirtschaft, Michael Hüther. Ähnlich argu-
mentiert Berenberg-Ökonom Schmieding: „Mehr 
als je zuvor müssen sich die Mitglieder des Eurorau-
mes in einer derartigen Krise Geld zu erträglichen 
Bedingungen leihen können.“ Das sei vor allem für 
Länder wie Italien, Spanien und Griechenland ein 
Thema. Um die Zinsen am Kapitalmarkt für diese 
Länder zu drücken, sind Corona-Bonds aus seiner 

Sicht effizienter als die milliardenschweren Anlei-
henkäufe der Europäischen Zentralbank (EZB). 
EZB-Vizepräsident Luis de Guindos befürwortet 
Corona-Bonds ebenfalls.

Corona-Bonds: Was sagen Kritiker?
Kritiker der gemeinschaftlichen Anleihen treibt die 
Sorge um, dass Deutschland damit praktisch für 
die Schulden anderer Länder mithaftet und daraus 
ein Dauerinstrument wird. „Deutschland würde in 
voller Höhe für den Umfang jeder so gegebenen 
Anleihe anderer Mitgliedstaaten haften, ohne auch 
nur ein kleines Wörtchen bei der Finanzpolitik des 
jeweiligen Landes mitreden zu können“, argumen-
tiert der Chef der Wirtschaftsweisen, Lars Feld. Er 
fürchtet zudem, dass es nicht bei einer Ausnahme 
in der aktuellen Krise bleiben wird: „Zu meinen, 
man könne solche Bonds nur vorübergehend ein-
führen, ist blauäugig. Sind sie einmal da, bleiben 
sie“, sagte der Vorsitzende des Sachverständigen-
rates zur Begutachtung der gesamtwirtschaft-
lichen Entwicklung jüngst der „Börsen-Zeitung“. 
EU-Kommissionschefin Ursula von der Leyen hält 
die Bedenken einiger Länder für berechtigt. Hinter 
dem Begriff Corona-Bonds stehe doch eher die 
größere Frage der Haftung: „Und da sind die Vor-
behalte in Deutschland, aber auch in anderen Län-
dern berechtigt.“

Quelle: www.merkur.de/wirtschaft/corona-bonds-euro-bond-was-ist-eu-italien-deutschland-wirtschaft-schulden-krise-spanien-13636155.html 
(Zugriff am 01.05.2020) 

„Coronabonds: Euroland muss zusammenstehen“ Kommentar von Peter Kapern
Deutschlandfunk vom 1. April 2020

Damit die wirtschaftlich schwächeren Länder der 
Eurozone ihre Wirtschaft durch die Coronakrise 
retten können, braucht es Eurobonds (…). Dann sei 
Deutschland zwar für Kredite anderer Länder haft-
bar, den Binnenmarkt zu retten, sei aber auch im 
deutschen Interesse.

Der Euro hat Europa enormen Wohlstand verschafft. 
Aber er hat diesen Wohlstand nicht ansatzweise 
gleichmäßig über die Euroländer verteilt. Obwohl 
genau dies das zentrale Ziel der Wirtschafts- und 
Währungsunion war: die Konvergenz der Mitglied-
staaten. Stattdessen ist Euroland geteilt: reicher 
Norden, armer Süden. Der Streit über die Ursa-

chen dieser Spaltung ist fast so alt wie die Gemein-
schaftswährung selbst. Die Argumente sind immer 
dieselben, sie werden nur von Krise zu Krise immer 
schriller vorgetragen. Der Norden betrachtet die 
Mittelmeerstaaten als wirtschafts- und finanzpoli-
tische Hallodris. Und der Süden wirft dem Norden 
vor, ihm durch seine erdrückende wirtschaftliche 
Dominanz keine Luft zum Überleben zu lassen.

Seit Jahren werden immer neue Instrumente 
ersonnen, um diese Spaltung doch zu überbrücken. 
Das Eurozonenbudget, die Arbeitslosenrückversi-
cherung, die gemeinsame Einlagensicherung, der 
Rainy Day Fond – all diese Ideen haben zwei Dinge 
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gemeinsam: Erstens, dass sie dem Süden einen 
wirtschaftlichen Aufholprozess gestatten, der ein 
noch weiteres Abdriften in der nächsten Krise ver-
hindern soll. Zweitens: All diese Instrumente sind 
zerredet, zersetzt oder bis zur Funktionsuntüchtig-
keit verzwergt worden. Transferunion und Schul-
denvergemeinschaftung – diese Begriffe sind zu 
Totschlagargumenten geworden. Wer sie in den 
Mund nimmt, will nicht diskutieren, sondern Debat-
ten unterbinden.

Reiche Länder werden ihre Wirtschaft retten 
können
Und dann kam das Virus. Nichts, was man den 
finanzpolitischen Hallodris in Rom, Madrid oder 
Athen anlasten könnte. Sondern ein Desaster für 
alle Länder gleichermaßen. Aber eines, das dennoch 
Unterschiede macht: Die reichen Länder werden 
sich durch den Einsatz gigantischer Geldsummen 
aus dem Wirtschaftseinbruch retten können. Ita-
lien, Spanien, Griechenland – und vielleicht sogar 
Frankreich – nicht. Es sei denn, sie leihen sich Geld 
mit enormen Risikoaufschlägen, was mutmaßlich 
direkt in die nächste Finanzkrise führen würde.

Für viele Länder des Euroraums könnte die Corona-
krise zu massiven Wirtschaftseinbrüchen führen. 

Klarer Fall: Wenn Euroland überleben will, muss 
es jetzt zusammenstehen. Und seinen Instrumen-
tenkasten nüchtern abwägen. Die Reparatur struk-
tureller wirtschaftlicher Ungleichgewichte gehört 
nicht zu den Aufgaben der EZB. Die südlichen EU-
Staaten an den Rettungsfonds ESM zu verweisen, 
würde ihnen ein Stigma verpassen und sie unge-
rechtfertigten Reformauflagen unterwerfen, da sie 
für die Corona-Pandemie ja nicht verantwortlich 
sind. Kredite von der Europäischen Investitionsbank 
würden die Gesamtverschuldung dieser Länder 
weiter in die Höhe treiben. Und ein aufgestock-
ter Finanzrahmen für die EU, wie er offensichtlich 
Ursula von der Leyen vorschwebt, wäre niemals 
schnell genug verfügbar, um der Wirtschaft schon 
bald neue Impulse zu verleihen.

Also Coronabonds. Und ja: Das bedeutet, dass 
Deutschland haften würde, für Kredite, die in Italien 
oder Spanien für wirtschaftliche Belebung sorgen 
sollen. Warum – so lautet doch die entscheidende 
Frage, sollte Deutschland das tun? Naja, weil 
Deutschland wie kein anderes Land vom Binnen-
markt profitiert. Und weil arbeitslose Italiener 
keine deutschen Autos kaufen.

Quelle: © Deutschlandfunk

„Mehr als Nächstenliebe“ Kommentar von Martin Schulz (Bundestagsabgeordneter)
20. April 2020

Weder Corona-Bonds noch ESM-Kredite sind aus-
reichende Antworten auf die Corona-Pandemie. Die 
EU muss endlich zur Solidargemeinschaft werden.
(…) Die meisten Eurostaaten wollen diese Bonds; 
eine kleine Gruppe von Staaten, angeführt von den 
Niederlanden und leider auch Deutschland, will 
sie nicht. Die deutsche Position bringt – zumindest 
was die sozialdemokratische Seite der Regierung 
angeht – praktische Gründe vor. Sie verweist darauf, 
dass bestehende Instrumente wie der ESM schnel-
ler helfen können als Corona-Bonds, die erst noch 
ins Leben gerufen werden müssten. Die Ablehnung 
der Niederländer dagegen ist dogmatisch und ideo-
logisch. Die Fronten sind verhärtet. 

Trotz dieser schwierigen Lage hatten sich die 
europäischen Finanzminister auf ein historisches 
Rettungspaket einigen können: Insgesamt 500 Mil-
liarden Euro sollen mobilisiert werden, aufgeteilt 

auf ein Programm für Kurzarbeit, Kredite für Unter-
nehmen über die Europäische Investitionsbank und 
Kredite für Staaten über den Europäischen Stabili-
tätsmechanismus (ESM). Dazu kommt ein Notfall-
programm der EZB über 750 Milliarden Euro. Dieser 
Kompromiss ist ein wahrer gemeinsamer Kraftakt, 
der sofort und – ganz wichtig – nahezu bedingungs-
los hilft. Insbesondere die gemeinsame Entschei-
dung, über den ESM Kredite ohne Bedingungen zu 
vergeben, kommt Ländern wie Italien entgegen. Ich 
habe diese Lösung deshalb sehr begrüßt. 

Nun wird deutlich, dass dies aber nicht reicht. Die 
Alleingänge bei den Grenzschließungen, die Export-
Stopps von Mundschutzmasken und das zu lange 
Zögern, auch jenseits der eigenen Landesgrenze 
Unterstützung zu leisten: Das sind die Eindrücke, 
die nachhaltig in den Köpfen der Menschen wirken. 
Hetzer wie Salvini nutzen dies genüsslich aus. Sie 
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erzählen die Geschichte von einem unsolidari-
schen Europa, das dem krisengebeutelten Italien 
nun auch noch die Troika in Form des ESM auf den 
Hals hetzen will. Erinnerungen an die Finanzkrisen 
2008/09 und 2011/12 werden instrumentalisiert.

Als damals Länder wie Portugal, Italien, Irland, 
Griechenland und Spanien hart getroffen waren, 
wurde in Europa die Debatte darüber geführt, ob 
man Ländern, die so schlecht mit ihren Finanzen 
umgingen, überhaupt helfen solle. Die Lösung 
bestand aus Hilfe einerseits und teilweise drako-
nischen Bedingungen andererseits. Die von der 
Troika geforderten Einschnitte im Renten-, Sozial- 
und auch Gesundheitssystem sind nicht vergessen. 
Nun wird die Hilfe durch den ESM mit der Troika 
gleichgesetzt. Im Gegenzug wird die Bedeutung von 
Corona-Bonds moralisch auf die Spitze getrieben. 
Es ist ein gefährliches Spiel. Die Formel lautet: Gibt 
es Corona-Bonds, ist Europa jetzt endlich solida-
risch. Gibt es sie nicht, ist Europa unsolidarisch. Wir 
brauchen aber jetzt in dieser dramatischen Lage 
keine Symboldebatten um ein bestimmtes Finanz
instrument. Wir brauchen die Solidarität der Tat, 
die den Menschen in Not direkt hilft.

Ich selbst habe schon vor zehn Jahren für Euro-
bonds geworben. Corona-Bonds sind im Gegensatz 
zu Euro-Bonds beschränkt auf einen begrenzten 
Zeitraum und explizit zur Corona-Krisenbekämp-
fung gedacht. Beide Instrumente halte ich für rich-
tig. Euro-Bonds ermöglichen einen gemeinsamen 
Schutz der Eurostaaten gegen Spekulanten auf 
den Finanzmärkten. Sie komplettieren den Wäh-
rungsraum des Euro, der heute unvollendet ist. Sie 
garantieren allen Staaten Finanzierungsmöglich-
keiten zu gleichermaßen planbaren Bedingungen. 

Und wenn Euro-Bonds grundsätzlich richtig sind, 
dann sind Corona-Bonds in der aktuellen Lage not-
wendig. Wir erleben gerade eine Gesundheitskrise, 
die zu einer Wirtschaftskrise führt. Dass es ausge-
rechnet Italien und auch Spanien am schwersten 
erwischt, Länder, die sich noch von der letzten Krise 
erholen, ist besonders tragisch. In einer solchen 
Situation brauchen unsere Partner Unterstützung. 

Dies ist kein bloßer Akt der Nächstenliebe, sondern 
wirtschaftliche Vernunft. Die europäischen Staaten, 
insbesondere die der Euro-Zone, sind untrennbar 
miteinander verbunden. Kippt ein Land wie Italien, 
ein G7-Staat, dann sind die wirtschaftlichen Konse-
quenzen, auch für Deutschland, verheerend. (…)

Und besser früher als später müssen wir darüber 
reden, wie wir die EU besser machen. Wir haben 
selbst in der tiefsten Krise wieder einmal erlebt, 
dass die Antworten zuallererst national gedacht 
wurden. Das muss sich ändern. Wir brauchen einen 
echten europäischen Katastrophenschutz, der den 
Menschen hilft, wenn sie Hilfe brauchen und ihr Land 
am Limit ist. Und ganz grundsätzlich müssen wir 
endlich die Debatte über die Zukunft der EU führen. 
Wir müssen die Wirtschafts- und Währungsunion 
vervollständigen, indem die EU mehr Kompetenzen 
und finanzielle Kapazitäten bekommt, um Investiti-
onen, Arbeits- und Bildungsförderung zu betreiben. 
In der gemeinsamen europäischen Politik darf es 
nicht nur um Wettbewerbsfähigkeit gehen. 

Es bedarf einer besser abgestimmten Steuer- und 
Sozialpolitik: Dazu gehört eine bessere Koordi-
nierung der Steuerpolitik, um einen Wettlauf nach 
unten und das Ausnutzen von Steuerschlupflöchern, 
insbesondere durch Großkonzerne der Tech-Bran-
che, zu verhindern. Eine europäische Sozialunion 
muss darüber hinaus auch Mindeststandards für 
Arbeitnehmerrechte, existenzsichernde Mindest-
löhne und ein Grundsicherungssystem in allen 
EU-Mitgliedstaaten sicherstellen. So kann volks-
wirtschaftlichen Entwicklungen und konjunk-
turellen Schocks gemeinschaftlich und besser 
entgegengewirkt werden. Nicht zuletzt erfordern 
diese Änderungen auch einen größeren gemeinsa-
men europäischen Haushalt. (…)

Um die Corona-Krise dauerhaft zu überwinden, 
müssen wir jetzt den Grundstein legen, um die 
Europäische Union endlich zu einer Solidargemein-
schaft zu machen. Eine wirkliche Solidargemein-
schaft, die in Zukunft besser eingreifen kann, wenn 
Staaten unverschuldet in Krisen geraten.

Quelle: https://www.ipg-journal.de/rubriken/europaeische-integration/artikel/mehr-als-naechstenliebe-4279/ (Zugriff am 22.11.2020)
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H5Eurobonds – Gegenargumente

„Warum Corona-Bonds Europa schaden“ Gastkommentar von Jörg Krämer 
(Chefvolkswirt der Commerzbank)
Handelsblatt vom 6. April 2020

(…) Auf dem morgigen Treffen der Euro-Finanzmi-
nister werden die südlichen Länder wieder Corona-
Bonds fordern. Auch wenn sie als Kompromiss 
Hilfen des ESM-Rettungsfonds akzeptieren dürf-
ten, werden sie an ihrer Forderung nach gemein-
sam aufgenommenen Schulden festhalten – zumal 
sie von der EZB-Präsidentin und sogar Chefs deut-
scher Wirtschaftsforschungsinstitute unterstützt 
werden.

Die südlichen Länder und Frankreich wollen, dass 
einzelne Mitgliedsländer nicht mehr nur für ihre 
eigenen Schulden haften, sondern für die gesam-
ten gemeinsam aufgenommenen Schulden. Es geht 
um gesamtschuldnerische Haftung, eine Verge-
meinschaftung der Staatsschulden.

Mit Corona-Bonds sollen zwar nur ausnahmsweise 
gemeinsam Mittel aufgenommen werden, um den 
Mitgliedsländern der Währungsunion im Kampf 
gegen das schreckliche Virus zu helfen. Aber 
einmal eingeführt, drohen diese Anleihen zur Dau-
ereinrichtung zu werden.

Es wird in der Währungsunion immer Probleme 
geben, die sich angeblich nur mit gemeinsamen 
Schulden lösen lassen. Man denke an die in vielen 
Ländern hohe Arbeitslosigkeit, an den Klimawan-
del und so fort. Letztlich sind die nun geforderten 
Corona-Bonds eine Neuauflage von Euro-Bonds, die 
im Zusammenhang mit diesen Problemen immer 
wieder gefordert worden sind.

Dass Ausnahmen schnell zur Regel werden, zeigt 
auch die Erfahrung mit bisherigen Hilfsmaßnah-
men. So hat sich die EZB im Frühjahr 2010 zum Kauf 
von Staatsanleihen drängen lassen, weil ihr die 
Staats- und Regierungschefs versprochen hatten, 
sie bei den Käufen im Herbst abzulösen. Dazu ist 
es bekanntlich nie gekommen; stattdessen sind die 
EZB-Anleihekäufe zum Dauerzustand geworden.

Italien hat kein Problem, eigene Anleihen zu 
platzieren
Die Befürworter von Corona-Bonds halten eine Ver-
gemeinschaftung der Schulden für notwendig, weil 

hoch verschuldete Staaten ansonsten den Zugang 
zum Kapitalmarkt verlören. Aber Italien hat kein 
Problem, eigene Anleihen zu platzieren. Die Rendi-
ten italienischer Anleihen sind nach wie vor niedrig.

Denn die Europäische Zentralbank (EZB) kauft seit 
Jahren auf breiter Front Staatsanleihen und hat 
das Volumen solcher Käufe zuletzt noch einmal 
um gigantische 750 Milliarden Euro ausgeweitet. 
Außerdem hat sie 2012 auf dem Höhepunkt der 
Staatsschuldenkrise in Aussicht gestellt, im Fall 
der Fälle unbegrenzt Anleihen von in Not geratenen 
Mitgliedsländern zu kaufen, für die letztlich alle 
Anteilseigner der EZB haften würden.

Diese implizite Vergemeinschaftung von Schulden 
durch die EZB sichert hochverschuldeten Ländern 
auch ohne Corona-Bonds den Zugang zum Anlei-
hemarkt. Auf diesem Wege erfahren diese Länder 
sehr viel der Solidarität (…).

Aber die Pandemie sollte nicht als Vehikel genutzt 
werden, um die explizite Vergemeinschaftung der 
Schulden zu forcieren. Gemeinsame Anleihen 
schaffen nämlich jenseits der Corona-Epidemie 
Anreize zu unsolidem Wirtschaften. Sie verführen 
Länder zu kostspieligen finanziellen Entschei-
dungen, weil sie die Konsequenzen in Form einer 
schlechteren Bonität nicht mehr alleine tragen 
müssen.

Umgekehrt kommen sie nicht mehr alleine in den 
Genuss einer häufig zunächst schmerzvollen 
Reformpolitik. Dieses Anreizproblem gibt es zwar 
grundsätzlich auch in Deutschland, wenn man an 
die faktische Garantie des Bundes für die Bundes-
länder denkt.

Brüssel kann nationale Wirtschaftspolitik 
kaum beeinflussen
Aber der Bund regelt wichtige Bereiche wie die 
Arbeitsmarkt-, Sozial- und Steuerpolitik größten-
teils selbst und kann damit verhindern, dass die 
Länder auf Kosten des Bundes über die Stränge 
schlagen. Das gilt leider nicht für die Währungs-
union; Brüssel kann die nationale Wirtschafts- und 
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Kommentar des Präsidenten des Bundes der Steuerzahler Deutschlands e. V. 
zu Euro-Bonds im April 2020
„Nein zu riskanten Euro-Bonds!“ von Reiner Holznagel

Haushaltspolitik kaum beeinflussen – zumal dem 
Stabilitätspakt die letzten verbliebenen Zähne 
gezogen wurden.

Diese Anreizprobleme werden von einigen Befür-
wortern von Corona-Bonds durchaus gesehen. 
Allerdings wollen sie diese in Kauf nehmen, um den 
Zusammenhalt in der Währungsunion zu stärken. 
Dies könnte sich allerdings als Trugschluss erwei-
sen. Gemeinsame Kassen führen nämlich schnell 
zu Unfrieden.

Jedes Mal, wenn sich ein hoch verschuldetes Land 
eine große Infrastrukturinvestition oder eine sozi-
ale Wohltat gönnte, würden die Populisten in den 
wirtschaftlich stärkeren Ländern ihren Bürgern 

aufs Brot schmieren, dass in Wahrheit sie die Rech-
nung zahlen. Das wird bei vielen Menschen ver-
fangen, die sich zuerst als Bürger ihres eigenen 
Landes und erst dann als Europäer begreifen.

Letztlich funktionieren gemeinsame Anleihen nicht, 
weil die Europäische Währungsunion kein Staat 
ist, der das Finanzgebaren seiner Gebietskörper-
schaften hinreichend kontrollieren kann und ein 
eigenes Staatsvolk besitzt. (…) Versucht man es 
durch Corona-Bonds zu erzwingen, steigen nur 
die Staatsschulden und die Ressentiments gegen 
die Währungsunion. Gemeinsame Anleihen scha-
den der europäischen Idee und destabilisieren auf 
Dauer die Währungsunion.

Über eine alte Idee, die unter dem neuen Titel 
„Corona-Bonds“ durch die Hintertür kommt, ärgere 
ich mich derzeit gewaltig. Hierfür blicke ich auf 
Europa. Dort sind vor allem Italien und Spanien von 
der Wirtschaftskrise im Zuge der Pandemie betrof-
fen.

Dass unsere Partner in Europa nun alle Register 
ziehen, um eigene Folgen zu mildern, verwundert 
da nicht. So war der Ruf nach Euro-Bonds nur eine 
Frage der Zeit. Italienische Politiker warben in deut-
schen Zeitungen dafür und meinten, mit „Corona-
Bonds“ zeige man Solidarität und helfe, die Krise 
gemeinsam zu überwinden.

Keine Frage: Europäische Solidarität muss sicher-
gestellt werden – aber bitte mit Instrumenten, die 
schon zahlreich vorhanden sind und notfalls ver-
stärkt werden können.

So folgt Europa dem Hilferuf bereits mit zig Milli-
arden Euro: Zum Beispiel stehen 750 Milliarden 
Euro Liquidität durch die Europäische Zentralbank 
bereit, mehr als 400 Milliarden Euro stellt der Euro-
Rettungsschirm ESM zur Verfügung, und die Euro-

päische Investitionsbank mobilisiert gerade 40 
Milliarden Euro.

Aus meiner Sicht sind diese Summen nicht nur 
enorm hoch, sondern die EU-Staaten haften auch 
dafür. Damit kann den angeschlagenen Staaten 
schnell und solidarisch geholfen werden. Unsere 
Solidarität steht zum Abruf bereit! Und dennoch 
werden plötzlich wieder Euro-Bonds gefordert – 
(…) als gemeinschaftliche „Corona-Anleihen“.

Man beachte bitte: Die bereits zur Verfügung 
gestellten Hilfsgelder unterliegen Anforderungen, 
Genehmigungen und einer gewissen Überwachung 
– das ist richtig und gut. Man muss aber auch 
wissen: Geld aus einer Staatsverschuldung, für 
die andere mithaften, ist schneller da, kann ohne 
Rechtfertigung ausgegeben werden, und niemand 
macht Vorschriften. Durch Euro-Bonds würde nicht 
nur die Krise missbraucht, sondern auch einseitig 
über Solidarität diskutiert.

Zudem sehe ich die große Gefahr, dass solche Anlei-
hen das Modell der Zukunft sein sollen. Deutsch-
land hat dann das Nachsehen – erst recht, wenn 

© Handelsblatt
www.handelsblatt.com/meinung/gastbeitraege/gastkommentar-warum-corona-bonds-europa-schaden/25718128.html?ticket=ST-71937-Ff6I-
wdPk9i4dlOkzZ4qV-ap3 (Zugriff am 22.11.2020) 
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finanzschwache Staaten ihre Anleihepflichten nicht 
mehr bedienen können.

Deshalb muss der Grundsatz der Eurozone weiter-
hin gelten: Jeder Euro-Staat soll für seine Fiskal- 
und Wirtschaftspolitik eigenverantwortlich bleiben. 
Nein zu Euro-Bonds, die diese tragende Säule am 
Ende aushebeln!

Auch in der Corona-Krise brauchen wir unser 
bewährtes Ordnungssystem. Grundsätze dürfen 
nicht wahllos über Bord geworfen werden!

Reiner Holznagel ist Präsident des Bundes der 
Steuerzahler Deutschland e. V.

Quelle: Bund der Steuerzahler Deutschland e. V.

Quelle: Georg Arnold (2018): „Kann Staatsverschuldung sinnvoll sein?“ in: Landeszentrale für politische Bildung Baden-Württemberg (Hrsg.): 
Der Beutelsbacher Konsens und die neuen Bildungspläne, Bd. 2, Stuttgart, S. 89.

H6Staatsverschuldung zwischen Defiziten und Investitionen

w	 horrende Zunahme der Staatsverschuldung auf 
Dauer nicht finanzierbar

w	 schränken Investitionsspielraum wegen Tilgung 
der Altschulden enorm ein

w	 ausgeglichener Haushalt schafft national und 
international Vertrauen in den Wirtschaftsstandort

w	 Lastenverschiebung der Schulden auf spätere 
Generationen („Generationengerechtigkeit“)

w	 Inflation
w	 „crowding out“, Verdrängung privater Nachfrage 

durch staatliche Nachfrage

„Schuldenbremse”

keine Neuverschuldung

w	 Zukunftsinvestitionen
w	 Stärkung der gesellschaftlichen Nachfrage / des 

Wirtschaftswachstums
w	 Schulden als Mittel, um Wirtschaftswachstum 

anzukurbeln
w	 neue staatliche Schulden = mehr Geldvermögen 

bei Privaten
w	 Staat als einziger Akteur, der Abwärtsspirale der 

Wirtschaft aufhalten könne (soziale, ökonomische 
und ökologische Verantwortung)

w	 GG-Schuldenbremse verhindere notwendige staat-
liche Zukunftsinvestitionen

„Goldene Regel der Staatsverschuldung”

Neuverschuldung, wenn dadurch dauerhaft 
Einnahmen erhöht werden

Argumente für höhere StaatsverschuldungArgumente gegen Staatsverschuldung

w	 Lest die Texte sorgfältig durch. 
w	 Tragt anschließend die Argumente zusammen, die 

eure Position gut begründen. Euer Ziel ist, möglichst 
viele eurer Mitschüler/-innen in der Debatte von eurer 
Position zu überzeugen. 

w	 Formuliert ein kurzes Eingangsstatement, mit dem ihr 
in die Debatte einsteigt.

H2–6Arbeitsanregungen
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H7 Solidarität in der Coronakrise

„Die EU einigt sich auf Finanzpaket gegen Corona-Krise“ von Bernd Riegert
Deutsche Welle vom 21. Juli 2020

Historischer Durchbruch in Brüssel: Die EU nimmt 
gemeinsam Schulden auf, um gegen die Corona-Rezes-
sion anzukämpfen. Der Sondergipfel war einer der 
längsten der EU-Geschichte. (…)

Nach vier Tagen und vier Nächten konnte der von den 
Dauerverhandlungen erschöpfte Ratspräsident Charles 
Michel im Morgengrauen in Brüssel den Durchbruch 
verkünden. Die 27 Mitgliedsstaaten der EU einigten 
sich nach erbittertem Streit einstimmig auf einen Auf-
baufonds in Höhe von 750 Milliarden Euro, mit dem die 
wirtschaftlichen Folgen der Corona-Pandemie gemein-
sam bekämpft werden sollen. Außerdem beschlossen 
die Staats- und Regierungschefs den EU-Haushalt für 
die nächsten sieben Jahre in Höhe von 1074 Milliarden 
Euro. Zusammengenommen ist dies mit 1,8 Billionen 
Euro das größte Finanzpaket, das die EU jemals in ihrer 
Geschichte geschnürt hat. (…)

Merkel und Macron hatten vorgeschlagen, 500 Milliarden 
Euro aus dem Aufbaufonds als Zuschüsse an Mitglieds-
länder zu verteilen, die besonders unter der Pandemie 
leiden. Dagegen begehrten die „sparsamen Fünf“ (Nie-
derlande, Österreich, Dänemark, Schweden, Finnland) 
auf. Deshalb wurde der Betrag an direkten Zuschüssen 
auf 390 Milliarden Euro gesenkt. 360 Milliarden Euro 
sollen als Kredite an bedürftige Staaten weitergereicht 
werden. (…)

Auf Druck der Niederlande wird ein Kontroll-Mechanis-
mus eingeführt, um zu gewährleisten, dass Empfänger-
länder wie Italien, Spanien, Polen oder Griechenland 
das Geld aus dem Aufbaufonds wirklich für sinnvolle 
Projekte einsetzen. Man könne nicht einfach einen Blan-
koscheck ausstellen, hieß es vom österreichischen Bun-
deskanzler Sebastian Kurz. Italiens Ministerpräsident 
Giuseppe Conte, dessen Land von der Pandemie schwer 
getroffen wurde, freute sich über den Verhandlungser-
folg. Italien kann bis zu 150 Milliarden Euro aus dem 
Coronafonds erhalten.(…)

Zum ersten Mal in ihrer Geschichte wird die EU zur 
Finanzierung des Corona-Hilfsfonds Schulden aufneh-
men, für die die 27 Mitgliedsstaaten gemeinsam haften. 
Das werde die EU-Mitgliedsstaaten noch viel enger 
zusammenschweißen, glaubt der französische Präsi-
dent Emmanuel Macron. Er gab sich überzeugt, dass 
die gemeinsame Haushaltsführung ein entscheidender 
Durchbruch zur Stärkung der EU und auch der Euro-
Währungsgemeinschaft sei.

An seiner Seite saß die Bundeskanzlerin, die mit ihrer 
finanzpolitischen Kehrtwende die gemeinsame Schul-
denaufnahme möglich gemacht hat. Bis Mitte April (…) 
gehörte auch Deutschland noch zu den „Sparsamen“ 
unter den EU-Staaten. Angesichts der Pandemie ist die 
deutsche Regierung jetzt aber bereit, tief in die Tasche 
zu greifen und netto 133 Milliarden Euro in den Aufbau-
fond zu stecken.

Das Geld aus dem neuen Aufbaufonds soll von 2021-
2023 ausgezahlt werden, um eine möglichst gemein-
same Erholung des europäischen Binnenmarktes zu 
gewährleisten. Hinzu kommen diverse nationale Kon-
junkturprogramme und Hilfspakete sowie die fast unbe-
grenzten Anleihenkäufe der Europäischen Zentralbank, 
die derzeit Staaten und Unternehmen mit billigem Geld 
versorgen. (…)

Der Dauergipfel von Brüssel hat für einen Rekord 
gesorgt. Er war wohl neben dem EU-Gipfel von Nizza 
im Jahr 2000 der längste Marathon, den die Staats- und 
Regierungschefs je zurückgelegt haben. „Ich bin zufrie-
den“, bilanzierte Bundeskanzlerin Angela Merkel den 
ersten großen Vermittlungserfolg in der deutschen EU-
Ratspräsidentschaft. „Außergewöhnliche Ereignisse, und 
das ist die Pandemie, die uns alle erreicht hat, erfordern 
außergewöhnliche Methoden. Es hat dann auch außerge-
wöhnlich lange gedauert. (…)“.

© Deutsche Welle
www.dw.com/de/die-eu-einigt-sich-auf-finanzpaket-gegen-corona-krise/a-54251342 (Zugriff 23.11.2020) 

w	 Lest den Text und arbeitet die zentralen Beschlüsse 
des Europäischen Rates heraus.

w	 Verfasst eine Stellungnahme, wie ihr diese 
Beschlüsse bewertet, und tauscht euch anschließend 
in der Klasse aus. Geht dabei besonders auf die Aus-
sage der Bundeskanzlerin Angela Merkel ein.

w	 Formuliert zwei Aussagen, welche Bedeutung diese 
Einigung für die Zukunft der Europäischen Union 
haben kann, und stellt diese in der Klasse zur Diskus-
sion.

H7 Arbeitsanregungen
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